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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Der Bundesrat beschloss, 1990 und 1991 die Vorbereitungsarbeiten zu einer Datenbank
der schweizerischen Kulturgüter mit insgesamt 400'000 Fr. zu unterstützen. Es geht
dabei um eine Projektstudie der Schweizerischen Akademie der Geisteswissenschaften
und des Verbandes der Museen der Schweiz. Diese Institutionen beabsichtigen, dem
Bund auf das Jahr 1992 hin die Schaffung dieser Datenbank zu beantragen. Die aus
einem Projekt des NFP 16 hervorgegangene Nationale Informationsstelle für
Kulturgütererhaltung (Nike) wird neben der Eidgenossenschaft, dem Fürstentum
Liechtenstein, acht Städten sowie zahlreichen Privaten nun auch von allen Kantonen
unterstützt; als letzter Kanton beschloss die Waadt, jährliche Beiträge an die Nike zu
entrichten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.04.1990
MARIANNE BENTELI

Vermehrt will sich der Bund auch bei der Erschliessung der vielen eingelagerten
mobilen Kulturgüter der Schweiz mittels einer Bilddatenbank engagieren. Im Rahmen
der bundesrätlichen Botschaft über die Förderung der wissenschaftlichen Forschung in
den Jahren 1992 bis 1995 stimmte das Parlament der Schaffung einer Datenbank der
Schweizerischen Kulturgüter (DSK) zu, für welche die Schweizerische Akademie der
Geisteswissenschaften seit 1986 Vorarbeiten geleistet hatte. Die Institutionalisierung
des Pilotprojekts, wird es erlauben, die Museen dadurch miteinander zu vernetzen,
dass alle Sammlungen nach den gleichen Regeln inventarisiert werden. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.01.1991
MARIANNE BENTELI

Mit der Annahme des Kulturförderungsartikels (Art. 27septies BV) durch das Parlament
wurde die erste Hürde genommen, damit der Bund endlich rechtlich abgesichert jene
Aufgaben erfüllen kann, welche er ohnehin seit Jahren wahrnimmt, namentlich in den
Bereichen Bundesarchiv, Landesmuseum und Landesbibliothek sowie Pro Helvetia.
Bereits im Vorfeld der parlamentarischen Beratungen war stets unterstrichen worden,
dass es hier keinesfalls um die Einführung einer zentralistischen Kulturpolitik oder um
die Übernahme neuer Aufgaben gehe, sondern allein um eine klare Definition der
Kulturkompetenzen des Bundes. Auf Vorschlag der nationalrätlichen Kommission wurde
im ersten Abschnitt der Begriff der Subsidiarität noch explizit verankert. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1993
MARIANNE BENTELI

Auch im zweiten Anlauf scheiterte der Kulturförderungsartikel in der
Bundesverfassung (Art. 27septies) nicht am Willen einer Mehrheit der
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger, sondern an abstimmungstechnischen
Modalitäten. 1986 hatten sich die Kulturinitiative, die unter anderem ein Prozent des
jährlichen Gesamtbudgets für die Kultur forderte, und der unverbindlichere
bundesrätliche Gegenvorschlag durch die damals noch geltende Unvereinbarkeit des
doppelten Ja gegenseitig blockiert. Im Berichtsjahr erwies sich das für
Verfassungsänderungen notwendige Ständemehr als Stolperstein für die Vorlage. 51%
der Stimmberechtigten wollten dem Bund die Kompetenz erteilen, das Kulturschaffen
subsidiär und im Interesse der Verständigung unter den vier Kulturregionen zu erhalten,
zu fördern und zu vermitteln. Damit sollte dem Bund die verfassungsrechtliche
Grundlage für die Übernahme von Aufgaben erteilt werden, die er aufgrund einer etwas
grosszügigen Interpretation des Zweckartikels der Bundesverfassung (Art. 2) über die
"Beförderung der gemeinsamen Wohlfahrt" faktisch seit dem letzten Jahrhundert
wahrnimmt. Durch verschiedene Bundesbeschlüsse wurde dem Bund seither die
Kompetenz erteilt, die Denkmalpflege zu unterstützen, die bildende und angewandte
Kunst zu fördern sowie Museen und Archive von nationaler Bedeutung zu unterhalten.
1962 wurde der Heimatschutz (Art. 24sexies) in die Verfassung aufgenommen. Der
einzige Bereich des eigentlichen Kunstschaffens, in welchem der Bund ausdrücklich
durch die Verfassung zu einem Engagement berechtigt wurde, ist jener der
Filmförderung, da Volk und Stände 1958 vorwiegend aus handelspolitischen Gründen
einem "Filmartikel" in der Bundesverfassung (Art. 27ter) zustimmten. Andere
Kunstgattungen, so etwa Literatur, Musik, Theater und Tanz konnten bisher nur indirekt
über die Subventionen an die Schweizerische Volksbibliothek, die Jugendliteratur, die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.1994
MARIANNE BENTELI
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Erwachsenenbildung oder die Pro Helvetia unterstützt werden. 

Mit dem vorliegenden Kulturförderungsartikel wollten Bundesrat und Parlament der
Kulturpolitik des Bundes eine ausdrückliche verfassungsrechtliche Grundlage schaffen
und die Entwicklung dieser Politik langfristig sichern. Ausgehend von den Grundsätzen
des Föderalismus, der Subsidiarität und des Ausgleichs sollte kulturelles Schaffen
gefördert und der Zugang auch weniger begünstigter Gruppen oder Landesteile zur
Kultur erleichtert werden. Besondere Bedeutung kam dem Austausch und damit der
Verbesserung der Kommunikation zwischen den verschiedenen Sprachen und Kulturen
der Schweiz zu. Lediglich 49% der Stimmberechtigten sprachen sich gegen dieses
Ansinnen aus. Da sie jedoch in zehn Kantonen und vier Halbkantonen - namentlich allen
rein deutschsprachigen Kantonen mit Ausnahme Zürichs und der beiden Basel - die
Mehrheit bildeten, konnten sie sich gegen die zustimmenden zehn Kantone und zwei
Halbkantone - neben den bereits genannten alle mehrsprachigen Kantone, das Tessin
und die Romandie - durchsetzen und die Vorlage zu Fall bringen. 

Abstimmung vom 12. Juni 1994

Beteiligung: 46,6%
Nein: 1 018 188 (49,0%) / 10 4/2 Stände
Ja: 1 114 158 (51,0%) / 10 2/2 Stände

Parolen:
Ja: FDP (4*), SP, CVP, GP, LdU, EVP, PdA; SGB, CNG.
Nein: SVP (9*), LP (2*), FP, SD, Lega, EDU; SGV, Redressement national.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 4

Die Ablehnung des Kulturförderungsartikels kam umso überraschender, als sich bei der
Beratung im Parlament kaum Opposition bemerkbar gemacht hatte. Im Vorfeld der
Abstimmung sprachen sich alle grossen Parteien - mit Ausnahme der SVP, welche die
Vorlage an ihrer Delegiertenversammlung mit einem Zufallsmehr verwarf - dafür aus.
Von den Verbänden lehnten nur gerade der Gewerbeverband und das Redressement
national den neuen Verfassungsartikel offen ab. Die grösste Gegnerin der Vorlage,
nämlich die Gleichgültigkeit, machte Bundesrätin Ruth Dreifuss bereits zu Beginn der
Abstimmungskampagne aus. In der Folge gelang es weder ihr noch ihren Mitarbeitern im
Bundesamt für Kultur (BAK), aber auch nicht dem Unterstützungskomitee, dem rund 140
eidgenössische Parlamentarierinnen und Parlamentarier angehörten, ebensowenig wie
den Kulturschaffenden, die sich geschlossen hinter die Vorlage stellten, diese
Gleichgültigkeit zu durchbrechen. Dazu trug auch bei, dass die Abstimmung vom 12.
Juni von der äusserst kontroversen Blauhelm-Frage dominiert wurde. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.1994
MARIANNE BENTELI

In seinem Verfassungsentwurf hatte der Bundesrat vorgesehen, Kultur und Sprache in
einen gemeinsamen Artikel zu packen. Im Parlament herrschte aber Konsens darüber,
dass beide Begriffe einen eigenständigen Artikel verdienen. Der eigentliche
Kulturartikel (Art. 69) gliedert sich in drei Absätze, die inhaltlich alle unbestritten waren.
Abs. 1 hält den Grundsatz fest, wonach für den Bereich der Kultur die Kantone zuständig
sind, Abs. 2 gibt dem Bund die subsidiäre Kompetenz, kulturelle Bestrebungen von
gesamtschweizerischem Interesse zu unterstützen, und Abs. 3 verpflichtet ihn, bei der
Erfüllung seiner Aufgaben Rücksicht auf die kulturelle Vielfalt des Landes zu nehmen. Im
Ständerat wollte die ehemalige Pro Helvetia-Stiftungsratspräsidentin Simmen (cvp, SO)
die Stellung des Bundes in dem Sinn stärken, dass gesagt werden sollte, für den Bereich
der Kultur seien zwar primär die Kantone zuständig (Abs. 1), der Bund könne aber, unter
Beachtung der kantonalen Kompetenzen, eigene Massnahmen ergreifen (Abs. 2). Sie
argumentierte, ihr Vorschlag sei nichts anderes als das Niederschreiben einer lange
geübten und bewährten Praxis. Gerade in den Beziehungen zum Ausland gehe es
darum, die Schweiz auch als kulturelle Einheit darzustellen, eine Aufgabe, die letztlich
nur vom Bund erfüllt werden könne. Die Gegner Simmens brachten dem Antrag zwar
viel Sympathie entgegen, verwiesen aber auf die kantonalen Sensibilitäten in dieser
Frage und auf die zweimal – wenn auch in erster Linie an Verfahrensfragen – knapp
gescheiterten Abstimmungen über einen Kulturartikel in der Verfassung (1986 und
1994). Insofern sei nur schon der vom Bundesrat vorgelegte Mini-Artikel als Fortschritt
zu werten, der den wenigen nationalen Kulturinstitutionen (Landesmuseum,
Landesbibliothek und Pro Helvetia) eine eigenständige rechtliche Grundlage gewähre.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.01.1998
MARIANNE BENTELI
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Als der Antrag zu Abs. 1 mit 24 zu 7 Stimmen abgelehnt wurde, zog Simmen folgerichtig
ihren Antrag zu Abs. 2 zurück. 6

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 

Kulturbotschaft 2021–2024 (BRG 20.030)

Mit der Kulturbotschaft wird die Finanzierung der Kulturförderung durch den Bund für
jeweils vier Jahre festgelegt. Mit der Kulturbotschaft 2021–2024 strebte der Bundesrat
Kontinuität und Verlässlichkeit an, ihr Kern war entsprechend die drei bestehenden
Handlungsachsen der Kulturpolitik: kulturelle Teilhabe, gesellschaftlicher Zusammenhalt
sowie Kreation und Innovation. Insgesamt schlug der Bundesrat 12 Massnahmen zur
Weiterentwicklung der Kultur vor und packte diese in 5 Gesetzesänderungen und 8
eigene Bundesbeschlüsse. Für grosse Diskussionen und Kritik sorgten bereits in der
Vernehmlassung die vorgesehenen Änderungen im Filmgesetz. Aufgrund der Relevanz
des Themas löste der Ständerat diese Änderung aus der Kulturbotschaft und
behandelte sie als eigenständige Vorlage. Von den restlichen vom Bundesrat
vorgeschlagenen Massnahmen waren insbesondere zwei Änderungen umstritten: Eine
Erhöhung der Finanzhilfe des BAK zugunsten zweier verschiedener Projekte sowie die
Erhöhung der Mittel für die Förderung der rätoromanischen Sprache.

Chronologie

Vernehmlassung
Botschaft des Bundesrates
Nationalrätliche Kommissionen befürworten Annahme der Kulturbotschaft
Ständerätliche Kommission berät Kulturbotschaft ohne Filmgesetz
Nationalrat berät Kulturbotschaft als Erstrat
Ständerat berät Kulturbotschaft ohne Filmgesetz
Differenzbereinigung und Schlussabstimmungen
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.02.2020
SARAH KUHN

Ende Februar 2020 überwies der Bundesrat die Botschaft über die Förderung der
Kultur in den Jahren 2021–2024 (Kulturbotschaft 2021–2024) an das Parlament und
beantragte damit die Zustimmung zu Änderungen des Kulturförderungs-, des Film-, des
Kulturgütertransfer-, des Nationalbibliotheken- und des Sprachengesetzes sowie die
Abschreibung der Postulate Semadeni (sp, GR; Po. 15.4117) und Quadranti (bdp, ZH; Po.
19.3725) und der Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308).
Die Botschaft, welche wie ihre Vorgängerinnen die Transferausgaben des BAK sowie die
Budgets von Pro Helvetia und des Schweizerischen Nationalmuseums (SNM) umfasste,
stand ganz im Zeichen der Kontinuität und folgte der kulturpolitischen Ausrichtung der
Vorperiode (Kulturbotschaft 2016–2020). Die drei zentralen Handlungsachsen, die sich
aus einer Umfeldanalyse und den daraus resultierenden fünf Megatrends
(Globalisierung, Digitalisierung, demografischer Wandel, Urbanisierung und
Individualisierung) für die Vorperiode ergeben hatten, sollten beibehalten werden,
wobei für die aktuelle Förderperiode eine Fokusverlagerung auf die Digitalisierung
vorgesehen wurde. Eine wesentliche Neuerung der aktuellen Förderperiode lag in der
zeitlichen Angleichung der Kulturbotschaft an die Legislaturperiode: Während die erste
Kulturbotschaft die Förderperiode von 2012–2015 umfasst hatte, war für die zweite
Kulturbotschaft (2016–2020) eine einmalige Erweiterung der Geltungsdauer auf fünf
Jahren veranlasst worden, damit ab der dritten Botschaft (2021–2024) die
Kulturbotschaften jeweils auf die Legislaturperiode abgestimmt sein würden.
Im Bereich der weiterführenden Massnahmen wollte der Bundesrat insbesondere das
Programm «Jugend und Musik» vorantreiben, schulische Austauschaktivitäten zwischen
den Sprachregionen ausbauen, mehr zur Baukultur beitragen und sich für eine bessere
Gleichstellung im Kulturbereich einsetzen. Aufgrund der Teuerungsprognosen des
Bundes wurde der Gesamtfinanzrahmen in der Botschaft im Vergleich zur
Vernehmlassungsvorlage herabgesetzt. Neu sah der Bund Finanzmittel in der Höhe von
CHF 934.5 Mio. vor, was einem Wachstum von durchschnittlich 2.6 Prozent
(einschliesslich Teuerung) und einer realen Mittelaufstockung von CHF 34.7 Mio.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.02.2020
MELIKE GÖKCE
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entsprach. Die beantragten Finanzmittel machten in der Folge rund 0.3 Prozent der
Bundesausgaben aus. 7

Mitte Mai 2020 eröffnete die FK-NR die Kommissionsberatungen zur Botschaft über
die Förderung der Kultur in den Jahren 2021–2024. Vor dem Hintergrund der Corona-
Krise beriet sie im Rahmen eines Mitberichtsverfahren unter anderem auch den
Zahlungsrahmen im Kulturbereich. Hinsichtlich der finanziellen Aspekte der Botschaft
beantragte sie sowohl der federführenden WBK-NR als auch dem Nationalrat, die
Bundesratsvorlage zu unterstützen. Dabei sprach sie sich gegen jeweils zwei Anträge für
Mehr- und Minderausgaben aus: Die zusätzlich beantragten CHF 1.5 Mio. für den
Buchhandel sowie die zusätzlich beantragten CHF 10 Mio. für die Förderung von
Sprachaufenthalten fanden keine Mehrheiten. Mit 14 zu 11 Stimmen sprach sich eine
Mehrheit gegen den Verzicht auf ein reales Ausgabenwachstum gegenüber 2020 aus
und mit 18 zu 7 Stimmen wurde der Vorschlag, rund ein Drittel der im Rahmen der
Covid-19-Pandemie gesprochenen A-fonds-perdu-Beiträge für den Kultursektor an die
vorgesehenen Mittel für die Jahre 2021–2024 anzurechnen, abgelehnt. 
Ende Mai beriet die WBK-NR die Vorlage. Im Rahmen der Debatte konnte sich auch
Innenminister Berset zur Vorlage äussern und fokussierte hierbei auf die geplante
Änderung des Filmgesetzes. Dieses sah unter anderem vor, dass Unternehmen, die über
ein Filmangebot in der Schweiz verfügen, zur Förderung der Angebotsvielfalt
mindestens 30 Prozent europäische Filme zeigen und jährlich mindestens 4 Prozent
ihrer Bruttoeinnahmen für das unabhängige Schweizer Filmschaffen aufwenden oder
eine entsprechende Ersatzabgabe leisten müssen. Ein Nichteintretensantrag
diesbezüglich wurde mit 13 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt. Ebenfalls
abgelehnt wurden zwei Rückweisungsanträge: Mit 14 zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung
sprach man sich gegen den Antrag, die Covid-Kredite im Zahlungsrahmen zu
kompensieren und mit 12 zu 9 Stimmen gegen die Rückweisung des Filmgesetzes aus.
Mit der zweiten Rückweisung hätte man sich eine Umformulierung dahingehend
erhofft, dass alle privaten Unternehmen, die in der Schweiz Filme verbreiten, finanziell
prozentual gleichwertig belastet würden. In der Detailberatung schliesslich empfahl
man das Filmgesetz mit nur geringfügigen Änderungen mit 13 zu 9 Stimmen bei zwei
Enthaltungen zur Annahme. Auch bei den Finanzierungsbeschlüssen sprach man sich im
Sinne des Bundesrates aus, beantragte zugleich aber eine Aufstockung des
Gesamtkreditrahmens um CHF 22.4 Mio. Die Aufstockungen entfielen per
Beschlussfassung mit CHF 1.2 Mio. auf die Memoriav (12 zu 11 Stimmen bei zwei
Enthaltungen), mit CHF 20 Mio. auf die Baukultur (12 zu 11 Stimmen bei zwei
Enthaltungen) und mit CHF 1.2 Mio. auf die Förderung des Rätoromanischen (16 zu 8
Stimmen). Am Ende der Beratungen Anfang Juli sprach sich die WBK-NR mit einer
klaren Mehrheit für die Annahme der Botschaft aus. 
Im Weiteren reichte die WBK-NR zwei Kommissionsmotionen ein. Die Motion 20.3464
für zusätzliche Gelder zugunsten des baukulturellen Erbes sowie zur Unterstützung der
regionalen Wirtschaft wurde mit 11 zu 10 Stimmen bei einer Enthaltung beschlossen. Die
Motion 20.3918 zur Förderung der Mobilität und der Sprachaufenthalte der Lernenden
wurde mit 15 zu 9 Stimmen bei zwei Enthaltungen eingereicht. 
Die ständerätliche Schwesterkommission (WBK-SR) hatte sich bereits Ende Juni für
Eintreten auf die Vorlage entschieden und sich ebenfalls in erster Linie auf die
Änderungen des Filmgesetzes fokussiert. Sie beschloss, eine gleichzeitige Beratung der
Finanzierungsbeschlüsse in der Herbstsession zu beantragen und sich dann im
ordentlichen Verfahren vertieft mit dem Filmgesetz auseinandersetzen zu wollen. Die
ständerätliche Finanzkommission (FK-SR) befasste sich Anfang Juli im Rahmen des
Mitwirkungsverfahrens mit den Finanzierungsgrundlagen der Kulturbotschaft und
beantragte, dem Bundesrat zu folgen. Mit 10 zu 1 Stimmen lehnte sie einen Antrag zur
Kürzung der Rahmenkredite um CHF 34.7 Mio. auf CHF 899.8 Mio. ab und erinnerte
zugleich daran, dass die Zustimmung zum Zahlungsrahmen noch keine
Ausgabenbewilligung darstelle. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.07.2020
MELIKE GÖKCE

Nachdem die Wirtschaftskommission des Ständerats (WBK-SR) bereits im Juni 2020
auf die Kulturbotschaft 2021–2024 eingetreten war, mit dem Hinweis, die Beratung
des Filmgesetzes (Entwurf 2) noch auszusetzen, befand sie in ihrer Augustsitzung über
die restlichen zwölf Entwürfe. Dies jedoch vorbehaltlich der Nationalratsbeschlüsse, da
man eine parallele Beratung dieser mehrjährigen Verpflichtungskredite mit den Budget-
Beratungen vermeiden wollte. Entsprechend behielt man sich in der Kommission vor, in
der Session nach der Nationalratsberatung allfällige Anpassungen vorzunehmen.
Bis auf Weiteres möchte die WBK-SR die Finanzhilfen für die Fotostiftung Schweiz um

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.08.2020
MELIKE GÖKCE
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CHF 0.8 Mio. und für die Baukultur um CHF 20 Mio. erhöhen. Eine Minderheit lehnte
die Erhöhung für die Fotostiftung ab. Ein weiterer Minderheitsantrag zur Erhöhung der
Memoriav-Beiträge um CHF 1.2 Mio. sowie zwei Minderheitsanträge zur Erhöhung der
Mittel im Sprachen- und Verständigungsbereich (CHF 10 Mio. für Mobilität und
Austausch, CHF 1.2 Mio. zur Förderung des Rätoromanischen) wurden ebenfalls
abgelehnt. Zudem lehnte die Kommission eine Kürzung des Gesamtzahlungsrahmens
und der Verpflichtungskredite um den Betrag der realen Mittelaufstockung von
insgesamt CHF 34.7 Mio. gegenüber der ursprünglichen Finanzplanung ab. Von dieser
Kürzung betroffen wären die Bundesbeschlüsse zum Kulturförderungsgesetz, zur
Baukultur, zu Sprachen und Verständigung, zu Pro Helvetia und zum Nationalmuseum.
Abschliessend hat die Kommission mit 7 zu 0 Stimmen bei 6 Enthaltungen eine Motion
(20.3930) für ein Konzept zur Bewahrung und Pflege des Schweizer Kulturerbes
eingereicht. 9

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Ständerat in der Herbstsession 2020 mit
den Beratungen zur Kulturbotschaft 2021–2024. Grundlegend unterstütze die WBK-SR
die Stossrichtung, die der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Sie sei eine konsequente
Weiterführung der strategischen Schwerpunkte der letzten Kulturbotschaft 2016-2020,
eröffnete Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) die Eintretensdebatte. So
schätze die Kommissionsmehrheit etwa insbesondere die Förderung des in der letzten
Kulturbotschaft eingeführten Programms «Jugend und Musik». Kulturminister Alain
Berset betonte, dass der Bundesrat in Anbetracht der Covid-19-bedingten Probleme im
Kulturbereich auf Kontinuität setzen und auf den Grundsätzen der letzten
Kulturbotschaft aufbauen möchte – namentlich bei der Stärkung der kulturellen
Teilhabe, dem sozialen Zusammenhalt und der Unterstützung des kreativen Schaffens
und der Innovation. Für die Diskussionen sei es aber zentral, dass die Corona-
Notfallhilfen die zukünftige Förderung der Kultur nicht beeinflussten.
Umstritten waren, wie bereits im Nationalrat, einzig die Änderungen im Filmgesetz,
weshalb die WBK-SR in Absprache mit ihrer Schwesterkommission und dem Büro-SR
entschieden hatte, den «heissen Streifen» (Michel) ausserhalb der Kulturbotschaft zu
behandeln. Auch der Bundesrat sprach sich für die Herauslösung der Revision des
Filmgesetzes aus, da die Vorlage bereits in der Vernehmlassung umstritten gewesen sei.
Entsprechend trat der Ständerat seiner Kommission folgend ohne Gegenantrag auf alle
vom Bundesrat vorgeschlagenen acht Finanzierungsbeschlüsse – welche sich insgesamt
auf Kosten von CHF 934.5 Mio. beliefen – und auf vier der fünf Gesetzesänderungen
ein. 

In der Detailberatung zeigte sich die grundlegende Zustimmung zum Entwurf. So folgte
der Ständerat mehrheitlich den Vorschlägen des Bundesrates oder den Beschlüssen
des Nationalrates, welcher hauptsächlich Änderungen an der Höhe der
Finanzierungsbeschlüsse vorgenommen hatte. Insgesamt schuf der Ständerat nur zwei
Differenzen zum Nationalrat.

Eine erste Differenz schuf der Ständerat bei der Höhe der Finanzhilfen des BAK. Der
Bundesrat hatte hierfür Gelder in der Höhe von CHF 145.1 Mio. vorgesehen, der
Nationalrat hatte diesen Betrag jedoch zugunsten von «Memoriav» um CHF 1.2 Mio.
erhöht. Eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) wollte den Betrag für Memoriav
aufgrund von dessen zentraler Rolle im audiovisuellen und akustischen Bereich gemäss
Nationalrat erhöhen.
Dieselbe Minderheit forderte eine Erhöhung der Finanzhilfen für die «Fotostiftung der
Schweiz» um CHF 800'000. So habe etwa die EDK darauf hingewiesen, wie wichtig
Erinnerungspolitik sei, welche die schweizerische Fotostiftung durch regelmässige
Ausstellungen zu wichtigen Fotobeständen des Bundes fördere. 
Gemäss Kommissionssprecher Michel wollte eine knappe Mehrheit der WBK-SR in
beiden Punkten der Fassung des Bundesrates folgen. Zum einen erachtete die Mehrheit
eine Erhöhung der Mittel zugunsten von Memoriav nicht als nötig, da die SRG neu selbst
für die Archivierung ihres Materials verantwortlich sei, wodurch der Bundesauftrag
kleiner geworden sei für die Organisation. Zum anderen sehe die Mehrheit ein, dass bei
der Schweizer Fotostiftung zwar Finanzbedarf bestehe, aber die bei Memoriav frei
gewordenen finanzielle Mittel könnten die Kosten der Schweizer Fotostiftung
zumindest grösstenteils auffangen, wie Michel argumentierte. Berset fügte hinzu, dass
in der Fassung des Bundesrates bereits eine Erhöhung der Mittel um CHF 800'000 für
die Schweizer Fotostiftung enthalten seien. In der Folge hiess der Ständerat nur die
Erhöhung des Betrags für die schweizerische Fotostiftung mit 35 zu 4 Stimmen (bei 1
Enthaltung) gut.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2020
SARAH KUHN

01.01.65 - 01.01.24 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Bereich Sprache und Verständigung befasste sich der Ständerat mit zwei
Minderheitsanträgen für eine Erhöhung des Budgets und schuf eine weitere Differenz
zum Nationalrat. Die Mehrheit der WBK-SR wollte hier der bundesrätlichen Version
folgen, welche einen Zahlungsrahmen von CHF 68.8 Mio. vorgesehen hatte. Eine
Minderheit I Carobbio Guscetti (sp, TI) verlangte, dem Nationalrat zu folgen, der für die
Förderung der rätoromanischen Sprache zusätzlich CHF 1.2 Mio. zugesagt hatte. Diese
Vorlage sei ein «Kernelement der Kulturbotschaft», da es hier um die Stärkung des
nationalen Zusammenhalts durch die Förderung der Mehrsprachigkeit gehe,
begründete die Minderheitensprecherin ihren Antrag. Es sei wichtig, dass auch der
grosse Teil der rätoromanisch sprechenden Menschen, die ausserhalb des Kantons
Graubünden lebten, gefördert würden, wofür es mehr Mittel als die CHF 0.4 Mio.,
welche der Bundesrat vorgesehen hatte, brauche. 
Eine Minderheit II Gapany (fdp, FR) verlangte zusätzliche Mittel in der Höhe von CHF 10
Mio. für die Förderung der Strategie «Austausch und Mobilität». Ziel dieses Programms
sei es, Sprachaufenthalte von Schülerinnen und Schülern sowie von Lernenden und
Lehrpersonen in der Schweiz zu fördern. Dieses Programm werde aber bisher nur von
drei Prozent der Jugendlichen genutzt, dies obwohl die Schulzeit der ideale Zeitpunkt
für einen solchen Austausch und das Erlernen einer Sprache sei. Zudem sei er enorm
wichtig für den Erhalt der Sprachenvielfalt und für die Förderung des Zusammenhalts
zwischen den Schweizer Sprachregionen, welche ein wichtiger Pfeiler der Schweizer
Identität sei, argumentierte Gapany. Bundesrat Alain Berset machte das Problem aber
nicht bei den Finanzen, sondern bei den fehlenden organisatorischen Strukturen aus,
welche zuerst aufgebaut werden müssten. Im Ständerat obsiegte schliesslich die
Minderheit II Gapany mit 26 zu 17 Stimmen gegen die Minderheit I Carobbio Guscetti.
Letztere hatte sich zuvor mit 37 zu 4 Stimmen (2 Enthaltung) klar gegen die
Kommissionsmehrheit durchgesetzt. 

Neben den Minderheitsanträgen für eine Erhöhung der Mittel stellte Jakob Stark (svp,
TG) fünf Minderheitsanträge auf Kürzungen des vom Bundesrat vorgeschlagenen
Budgets. Konkret wollte Stark die geplante reale Erhöhung der Mittel  – CHF 34.7 Mio. –
über fünf Bereiche hinweg kürzen. Es könne nicht sein, dass gleichzeitig ein «Covid-19-
Notgesetz» verabschiedet und das Kulturbudget erhöht würde. Er sei nicht gegen die
Covid-19-Unterstützung im Kulturbereich und unterstütze die Richtung der
Kulturbotschaft, jedoch erfordere die Covid-19-Pandemie auf allen Seiten Opfer,
sodass momentan lediglich die reine Sicherung des Status quo möglich sei. Gemäss
Kommissionssprecher Michel erachte die Mehrheit der WBK-SR das vom Bundesrat
vorgesehene Wachstum von 2.6 Prozent (einschliesslich Teuerung) im Kulturbereich
hingegen als angemessen. Auch so werde der Grossteil der Kulturfinanzierung weiterhin
von den Kantonen, Gemeinden und Privaten geleistet, zudem setze die Kultur
weitgehend auf freiwilliges Engagement. Weiter sei es nicht angebracht, präventiv
Kürzungen aufgrund potenzieller pandemiebedingter Mehrkosten vorzunehmen – die
Kulturbotschaft sei ein ordentliches Geschäft und dürfe nicht mit der
ausserordentlichen Lage der Pandemie vermischt werden. Der Ständerat lehnte in der
Folge sämtliche Anträge von Jakob Stark ab. 

In den Gesamtabstimmungen hiess die kleine Kammer alle Ausgaben und
Gesetzesentwürfe einstimmig oder mit vereinzelten Gegenstimmen und Enthaltungen
gut, womit 10 der 12 Vorlagen bereinigt werden konnten. Die beiden anderen Vorlagen
gingen mit den beschlossenen Differenzen zurück an den Nationalrat. 10

Noch in der Herbstsession 2020 bereinigte das Parlament die verbliebenen zwei
Differenzen der Kulturbotschaft 2021-2024.

Bei der ersten Differenz handelte es sich um die Frage, wie hoch die Finanzhilfen des
BAK ausfallen sollten. Der Nationalrat wollte das bundesrätliche Budget um CHF 1.2 Mio.
für «Memoriav» aufstocken, der Ständerat stattdessen um CHF 800'000 für die
schweizerische Fotostiftung. Eine Mehrheit der WBK-NR wollte an der nationalrätlichen
Version festhalten, da sie die Förderung von «Memoriav» als dringend notwendig
erachtete, während eine Minderheit Gutjahr (svp, TG) in Anbetracht der tieferen
Aufgabenlast von Memoriav, weil der SRG neu die Archivierung selbst durchführt, auf
eine Aufstockung verzichten wollte. Die dadurch freiwerdenden Mittel könnten bei der
Schweizer Fotostiftung eingesetzt werden, wie Gutjahr argumentierte. Mit 99 zu 96
Stimmen (bei 3 Enthaltungen) folgte der Nationalrat knapp seiner
Kommissionsmehrheit. Ebenfalls erfolglos (mit 114 zu 81 Stimmen bei 3 Enthaltungen)
blieb eine Minderheit Fivaz (gp, NE), welche auch die vom Ständerat beschlossene
Aufstockung für die Fotostiftung vornehmen wollte. 
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Der Ständerat folgte daraufhin stillschweigend der Version des Nationalrates, womit die
erste Differenz beseitigt werden konnte. Es liege in der Entscheidungsmacht des
Bundesrates, welcher Organisation welche Beträge zugesprochen würden, hatte
Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) zuvor erläutert.

Beim Bundesbeschluss über den Zahlungsrahmen für den Bereich «Sprache und
Verständigung» sprach sich die WBK-NR erneut für die nationalrätliche Aufstockung
zur Förderung der rätoromanischen Sprache und gegen die ständerätliche Aufstockung
für die Strategie «Austausch und Mobilität» aus, während eine Minderheit Locher
Benguerel (sp, GR) die zusätzlichen Mittel für Sprachaufenthalte sprechen wollte – auch
in Anbetracht einer angenommenen Motion der WBK-NR (Mo. 20.3918). Der Nationalrat
folgte seiner Kommissionsmehrheit, woraufhin der Ständerat auch diesem Entscheid
beipflichtete. Mit 23 zu 21 Stimmen sprach er sich in Übereinstimmung mit der
Kommissionsmehrheit gegen einen Kompromissvorschlag von Johanna Gapany (fdp, FR)
für eine um die Hälfte reduzierte Aufstockung um CHF 5 Mio. aus. 

Da damit alle Differenzen bereinigt waren, war die Vorlage noch in derselben Session
für die Schlussabstimmungen bereit. Abgestimmt werden musste derweil nur noch
über die vier Bundesgesetzesänderungen, da die bereits genehmigten Finanzbeschlüsse
nicht dem Referendum unterlagen und somit keine Schlussabstimmungen nötig waren. 
Beide Kammern nahmen in der Folge alle vier Gesetzesänderungen deutlich mit
einzelnen Gegenstimmen und Enthaltungen, oder gar einstimmig an. Alle Stimmen
gegen die Vorlagen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. Als einziges Geschäft
der Kulturbotschaft 2021-2024 war somit die Revision des Filmgesetzes noch offen, mit
welcher sich der Ständerat in der Sommersession 2021 als Zweitrat befasste. 11

Da die Referendumsfrist am 14. Januar 2021 ungenutzt verstrichen war, trat die
Kulturbotschaft 2021-2024 am 1. Februar 2021 in Kraft. 12
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Anfangs Juni 2023 schickte der Bundesrat die Botschaft über die Förderung der Kultur
für die Periode 2025–2028 in die Vernehmlassung.
Die Covid-19-Pandemie und das damit verbundene Veranstaltungsverbot im
Kulturbereich hätten die Relevanz der Kultur für die Gesellschaft, aber auch einige
strukturelle Probleme der Kulturbranche aufgedeckt, wie etwa die schlechte soziale
Absicherung der Kulturschaffenden, so der Bundesrat. Letztere sei etwa auch in einem
Bericht analysiert worden. Basierend auf diesen Erkenntnissen habe der Bundesrat
zusammen mit dem BAK, Pro Helvetia und dem Schweizerischen Nationalmuseum sechs
Handlungsfelder für die Kulturförderung definiert. So möchte der Bundesrat etwa
digitale Angebote stärker unterstützen. Weiter soll die Nachhaltigkeit der Kultur durch
eine Strategie für eine hohe Baukultur gesteigert werden. Nicht zuletzt möchte der
Bundesrat die Wertschätzung von Kultur und den Umgang mit «historisch belastetem
Kulturerbe in der Schweiz» sowie die internationale Kulturpolitik stärken. Die
Kulturbotschaft sieht einen Zahlungsrahmen von CHF 1001,9 Mio. für diese vier Jahre
vor. Die Vernehmlassung endet am 22. September 2023. 13
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Urheberrecht

Die vorberatende Kommission des Nationalrates verabschiedete das Gesetz
einstimmig und folgte dabei weitgehend der urheberfreundlichen Version des
Ständerates. Sie beschloss jedoch, angesichts des Widerstands der Bibliothekare dem
Rat zu beantragen, den "Bibliotheksrappen" nicht einzuführen. Dafür soll das
Fotokopieren von Werken in Bibliotheken und Instituten zum privaten Gebrauch
vergütungspflichtig werden. Weil sich namhafte Kulturschaffende wie etwa Tinguely
oder Luginbühl dagegen ausgesprochen hatten, und um den freien Kunstmarkt nicht zu
gefährden, verzichtete die Kommission auch auf das Folgerecht beim Wiederverkauf
von Kunstwerken. Über die Beschlüsse des Ständerates hinausgehend wird die
Kommission dem Rat aber vorschlagen, bei den Abgaben auf Leerkassetten die
Interpreten den eigentlichen Werkschöpfern gleichzustellen. 14
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Im November 2017 unterbreitete der Bundesrat beiden Räten seine Botschaft zur
Modernisierung des Urheberrechts sowie zur Genehmigung zweier Abkommen der
Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO). Zugleich beantragte er die
parlamentarischen Vorstösse Po. 10.3263, Po. 12.3326, Po. 12.3173, Mo. 14.3293 und Po.
14.4150 zur Abschreibung.

Die letztmalige Änderung des Schweizer Urheberrechts war mit der 2008 in Kraft
getretenen Teilrevision angegangen worden und hatte sich aus der Notwendigkeit der
Anpassung an die neuen digitalen und rechtlichen Rahmenbedingungen ergeben.
Seither haben sich diese Rahmenbedingungen aber wiederum weitgehend geändert,
weshalb eine neuerliche punktuelle Anpassung der Rechtsgrundlage erforderlich
wurde. Die Vorlage beinhaltete eine Reihe von Massnahmen, die das Urheberrecht
zugleich modernisieren als auch dessen Schutzfunktion festigen sollen. Im Fokus stand
die viel diskutierte Frage nach der Internetpiraterie und deren effizienter Bekämpfung.
Besonders für diesen Bereich erhoffte man sich mit den vorgeschlagenen Massnahmen
mitunter den Bedenken des US-Handelsbeauftragten Rechnung zu tragen: Dieser hatte
2016, auf Verlangen der US-Urheberrechtsindustrie, die Schweiz zum ersten Mal auf die
«Watch-List» der Länder gesetzt, die gemäss den USA ein Defizit beim Schutz von
Immaterialgüterrechten aufweisen. Diese Zuweisung bringe zwar keine unmittelbaren
rechtlichen, politischen oder wirtschaftlichen Folgen mit sich, sei aber hinsichtlich der
zwischenstaatlichen Beziehungen belastend, führte der Bundesrat in seiner Botschaft
aus. Entsprechend wurde vorgeschlagen, dass – insbesondere auch um die
Konsumentinnen und Konsumenten nicht zu kriminalisieren – zur effizienten
Bekämpfung der Internetpiraterie bei den Hosting-Providern angesetzt werden soll. Die
im Frühjahr 2017 gefundene Kompromisslösung der AGUR12 II fand folglich ihren Weg in
die Vorlage: Schweizer Anbieter von Internetdienstleistungen sollen keine
Piraterieplattformen beherbergen und entsprechend rechtswidrige Inhalte sofort von
ihren Servern entfernen. Da die anvisierte Selbstregulierung gerade bei den
Piraterieplattformen nur schlecht greife, sollen Hosting-Provider, die
Urheberrechtsverletzungen begünstigen, verpflichtet werden, dafür Sorge zu tragen,
dass einmal entfernte rechtswidrige Inhalte auch entfernt bleiben («Stay-down»).
Dieses Vorgehen soll mitunter zu einer Aufwandsreduktion bei den Rechtsinhaberinnen
und Rechtsinhabern führen. Zusätzlich soll die Zulässigkeit einer Datenbearbeitung zur
strafrechtlichen Verfolgung ausdrücklich im Gesetz festgehalten werden, wohingegen
von Netzsperren und dem Versand von Aufklärungshinweisen abgesehen wurde. 

Um mit den neusten technischen und rechtlichen Entwicklungen Schritt zu halten,
wurden in der Vorlage auch entsprechende Massnahmen zur Regulierung dieser
Bereiche angeführt. Für die Nutzerinnen und Nutzer sowie Konsumentinnen und
Konsumenten wurden das Verzeichnisprivileg, die vergütungsfreie
Wissenschaftsschranke und eine Nutzungsregelung verwaister Werke aufgenommen.
Mit dem Verzeichnisprivileg wird die Ausgestaltung der Online-Verzeichnisse der
Bestände von beispielsweise öffentlichen Bibliotheken oder Museen geregelt, damit
diese ihren Vermittlungsauftrag zeitgemäss und den technischen Entwicklungen
angepasst wahrnehmen können. Mit der Wissenschaftsschranke soll sichergestellt
werden, dass Urheberinnen und Urheber das für das Text- und Data-Mining relevante
Kopieren nicht zum Nachteil der Forschung verbieten dürfen. Die Nutzungsregelung
von verwaisten Werken soll korrigierend auf die Nachteile einwirken, die sich aus den
relativ langen Schutzfristen des bestehenden Urheberrechts ergeben. Um das
Missverhältnis zwischen der zunehmenden Online-Nutzung und den Vergütungen der
Werke von Kulturschaffenden zu korrigieren, wurde zu deren Gunsten die Erhöhung der
Schutzfrist für verwandte Schutzrechte von 50 auf 70 Jahre in die Vorlage
aufgenommen. Des Weiteren soll der Schutz von Fotografien ohne individuellen
Charakter – beispielsweise Fotografien, die das Zeitgeschehen dokumentieren –
sichergestellt werden und die Video-on-Demand-Vergütung, mit der die
ausschliesslichen Rechte für Personen mit Urheber- und/oder
Interpretationsansprüchen komplementiert werden, festgehalten werden. 

Mit den beiden zur Ratifikation aufgenommenen WIPO-Abkommen soll garantiert
werden, dass auch im internationalen Verhältnis ein Standard gewährleistet werden
kann, der in der Schweiz bereits gesetzlich verankert ist. Mit dem Vertrag von Peking
sollen analog zu den Musikerinnen und Musikern auch die Rechte von
Schauspielerinnen und Schauspielern gesichert werden. Im Unterschied zu
Erstgenannten können Letztere im internationalen Verhältnis keinen Schutzanspruch
bei unerlaubter Verwendung ihrer Darstellungen geltend machen. Der Vertrag von
Marrakesch soll zur Verbesserung der Chancengleichheit von sehenden und
sehbehinderten Personen beitragen, indem der Zugang zu urheberrechtlich
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geschützten Werken für Letztgenannte erleichtert werden soll.

Die Überzeugung des Bundesrates, mit dem eingereichten Entwurf eine gute und solide
Kompromisslösung gefunden zu haben, die möglichst alle Anliegen berücksichtigt,
wurde indes von den Medien nicht wirklich geteilt. Die satirisch anmutende Aussage der
NZZ «[w]enn niemand richtig zufrieden ist, dann hat man einen guten Kompromiss»,
scheint den Grundtenor bei den Kunst- und Kulturschaffenden sowie -produzierenden
wesentlich besser einzufangen. So werden in der NZZ auch Zweifel daran kundgetan,
dass die Vorlage in der aktuell kompromissorientierten Form die parlamentarischen
Verhandlungen unbeschwert überstehen könnte. Die Stiftung für Konsumentenschutz
erachte die Vorlage nicht gerade als einen «grossen Wurf», zeige sich aber immerhin
zufrieden damit, dass zumindest eine Verschlechterung abgewendet werden konnte,
wie die NZZ berichtete. Ebenfalls zu Worte kam Suisseculture, der Dachverband der
Kulturschaffenden. Dieser merkte zwar an, dass nicht all seine Forderungen im
Kompromisspaket berücksichtigt worden seien, zeigte sich aber dennoch bereit, sich
an den Kompromiss zu halten, wenn die anderen Beteiligten dies auch tun würden – es
sei jedoch noch Widerstand seitens einzelner Berufsgruppen zu erwarten. Wesentlich
frustrierter fiel die Resonanz bei den Film- und Musikproduzenten aus: Diese zeigten
sich mit der Vorlage gänzlich unzufrieden und monierten insbesondere die fehlenden
Netzsperren für ausländische Anbieter und das Versäumnis, eine Möglichkeit der
Kriminalisierung von privaten Downloads einzuführen. Lorenz Haas vom Verband für
Musiklabels (IFPI) wolle es daher noch offen lassen, ob sein Verband entsprechende
Lobbyingbestrebungen im Parlament angehen werde. Wie die «Schweiz am
Wochenende» berichtete, wären gerade diese beiden Versäumnisse nach Haas «das
adäquate Mittel» gewesen, um die Urheberschaft im Musikbereich effizient zu
schützen. Entsprechend könne er auch das Argument von Bundesrätin Sommaruga,
dass dieser Entscheid im Parlament nicht mehrheitsfähig gewesen wäre, nicht
nachvollziehen; zumal gerade dieses besagte Parlament sich kurz zuvor für das
Geldspielgesetz, mit welchem die Sperrung von ausländischen Angeboten von Online-
Glücksspiel anvisiert worden war, ausgesprochen hatte. Es stelle sich folglich die Frage,
ob den Schweizer Politikerinnen und Politikern die Casinos wichtiger seien, als die
Schweizer Musik und Kultur. Ob die Forderung der Netzsperre es wieder in die Vorlage
schaffen könnte, hänge laut dem Tages-Anzeiger derweilen von Teilen der SP, FDP und
CVP ab und davon, ob sie sich gewillt zeigten, am gleichen Strick zu ziehen, zumal sich
die SKS und der Gewerbeverband bereits dagegen ausgesprochen hatten. 15

Nachdem die bundesrätliche Botschaft zur Modernisierung des Urheberrechts im
November 2017 verabschiedet worden war, oblag es nun den jeweiligen Kommissionen,
die Vorberatung des Geschäftes in Angriff zu nehmen. Die Zuständigkeiten hierfür
wurden im Nationalrat der RK und im Ständerat der WBK übertragen, wobei der RK-NR
als Kommission des Erstrates der Vortritt gewährt wurde. 

Im Frühjahr 2018 führte die RK-NR entsprechende Anhörungen durch und forderte
schriftliche Stellungnahmen von Unternehmen und Organisationen ein. Zugleich prüfte
sie einen im April eingereichten Mitbericht der WBK-NR auf deren Anträge hin. Im
August 2018 trat die KVF-NR mit einer Bitte an die RK-NR heran: Im Rahmen der
laufenden Revision des Fernmeldegesetzes war die Frage nach der Handhabung des
zeitversetzten Fernsehens (Replay-TV) aufgekommen. Die Kommission für Verkehr und
Fernmeldewesen war der Ansicht, dass die Schweizer TV-Sender die Bedingungen der
Übernahme ihrer Programme ins Replay-TV mit den jeweiligen TV-Verbreitern selbst
aushandeln sollen. Die rechtlichen Grundlagen hierfür sollten aber sinnvollerweise
nicht im Fernmeldegesetz, sondern im Urheberrechtsgesetz geregelt werden. Die RK-
NR nahm diese Bitte im Rahmen der Eintretensdebatte zur Kenntnis – sie trat ohne
Gegenantrag auf die Vorlage des Bundesrates ein – und beauftrage daraufhin die
Verwaltung damit, ihr im Hinblick auf die Detailberatung entsprechende Vorschläge für
eine mögliche Umsetzung zu unterbreiten. 

Im Oktober 2018 fand die Detailberatung schliesslich ihren Abschluss und die
Kommission sprach sich mit 21 zu 0 Stimmen bei einer Enthaltung für den
Bundesratsentwurf aus und beantragte dem Nationalrat zugleich die Annahme der
beiden WIPO-Abkommen. Während der Beratung hatte sich die Kommission eng an den
bundesrätlichen Entwurf gehalten und folglich auch den AGUR-12-II-Kompromiss
gestützt. Dem nachträglich eingereichten KVF-Vorstoss zum Replay-TV wurde indes viel
Diskussionsraum gewährt: Auch wenn die Kommission der Meinung sei, dass die
Finanzierung des Replay-TV sowohl ein medien- als auch ein urheberrechtliches
Problem darstelle, solle die Nutzungsmöglichkeit als solche grundsätzlich bestehen
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bleiben. Daher sprach sie sich mit 12 zu 9 Stimmen bei 3 Enthaltungen für einen neuen
Artikel im Urheberrechtsgesetz aus, mit dem den Sendeunternehmen entsprechende
Befugnisse zur direkten Verhandlungsmöglichkeit mit den Kabelunternehmen
hinsichtlich der Werbesituation zugesprochen werden sollen. Die Minderheit
argumentierte hingegen, dass es für die Finanzierung der Sendeunternehmen über die
Werbung zunächst einer ganzheitlichen Betrachtung und Untersuchung der Faktenlage
bedürfe. Des Weiteren befürwortete die Kommission den Lichtbildschutz auch für
Fotografien ohne individuellen Charakter und lehnte somit zugleich mit 17 zu einer
Stimme (5 Enthaltungen) den Antrag der WBK-NR zur Streichung des im Entwurf
vorgesehenen Lichtbildschutzes ab, wobei sie freilich die systematische Eingliederung
der Regelung im Gesetz ändern wolle. Bezüglich der Anpassungen zur Filmmusik und zu
journalistischen Werken bildeten sich zwei weitere Minderheiten: Für die Filmmusik
beantragte die Kommission ihrem Rat, die Urheberschaft von Musik in audiovisuellen
Werken nicht ausdrücklich von jener in übrigen Werken zu unterscheiden, weshalb eine
Minderheit die aktuelle Praxis im Gesetz festhalten möchte. Hinsichtlich der
journalistischen Werke beantragte die Minderheit eine gesonderte Regelung für die
Zugänglichkeit dieser auf Abruf, was aber von der Kommission aufgrund der
schwierigen Umsetzung abgelehnt wurde. Der Antrag auf die Definition der Verwendung
öffentlicher Werke auch in Privaträumen wie Hotels, Ferienwohnungen oder
Gefängnissen als Eigengebrauch, womit die bisher erforderliche Vergütung gestrichen
werden soll, wurde von der Kommission mit 16 zu 7 Stimmen unterstützt. Zugleich gab
die Kommission einer gleichlautenden parlamentarischen Initiative Nantermod (fdp, VS;
Pa. Iv. 16.493) mit 15 zu 7 Stimmen Folge.

Zu guter Letzt beantragte die Kommission mit 16 zu 4 Stimmen (3 Enthaltungen) ihrem
Rat eine kleine Korrektur des Bundesbeschlusses über die Genehmigung des Vertrages
von Marrakesch: Der erleichterte Zugang zu veröffentlichten Werken solle nicht nur für
Menschen mit körperlicher, sondern auch für jene mit geistiger Behinderung
ermöglicht werden. 16

Nach einer über sechsjährigen Vorgeschichte und einer Verschiebung der ursprünglich
für die Herbstsession 2018 geplanten Behandlung fielen schliesslich in der
Wintersession 2018 die ersten Entscheide zur Revision des Urheberrechtsgesetzes. Mit
lediglich einem abweichenden Beschluss wurde das revidierte Urheberrecht in der
Gesamtabstimmung des Nationalrats einstimmig gutgeheissen und auch die beiden
WIPO-Abkommen wurden – mit einer kleinen sprachlichen Anpassung im Vertrag von
Marrakesch – einstimmig genehmigt. Trotz dieser offensichtlichen Einigkeit zum
Abschluss der Verhandlungen zeigte sich bereits in der Eintretensdebatte, dass viel
Diskussionsbedarf besteht, was sich in einer zweitägigen Beratung des Geschäfts
niederschlug:
Dass man auf die Vorlage eintreten werde, stand bereits zu Beginn der Beratung ausser
Zweifel. Sämtliche Fraktionen votierten ohne Gegenantrag für Eintreten. Hinsichtlich
der konkreten Inhalte hingegen zeichneten sich zwischen den Fraktionen teilweise
grosse Differenzen ab, nicht zuletzt auch dadurch bedingt, dass nebst diversen
Minderheitsanträgen jeweils auch ein Einzelantrag Merlini (fdp, TI) und Wasserfallen
(fdp, BE) eingereicht wurde. 
In der Detailberatung zeigte sich, dass zumindest das Herzstück der Revision, die
Pirateriebekämpfung, gänzlich unbestritten war. Künftig sollen Hosting Provider
insofern in die Pflicht genommen werden, als dass sie dafür Sorge tragen müssen, dass
auf eine Meldung hin einmal entfernte, urheberrechtsverletzende Inhalte nicht wieder
hochgeladen werden können – und zwar ohne eine erneute Meldung. Bei einem
Zuwiderhandeln können strafrechtliche Schritte eingeleitet werden. Ebenfalls
unbestritten waren die vorgeschlagenen Massnahmen zur Anpassung des Urheberrechts
an das digitale Zeitalter, von denen insbesondere Museen, Bibliotheken und
Forschungsinstitutionen profitieren sollen, sowie die Verlängerung der Schutzfrist für
Musikschaffende von 50 auf 70 Jahre.
Eine erste grosse Diskussion ergab sich hingegen bei der Detailberatung des
Lichtbildschutzes. Matthias Aebischer (sp, BE) und Philippe Bauer (fdp, NE), in
Vertretung der Kommission, wiesen darauf hin, dass die Meinungen zu Art. 2 Abs. 3bis
bereits im Vorfeld auseinandergegangen waren. Die ursprüngliche Annahme, dass eine
Verschiebung des Lichtbildschutzes aus Art. 2 in Art. 29 und 34a – folglich eine
Ausgestaltung als ein Nachbarrecht anstelle des Urheberrechts – keine materiellen
Änderungen mit sich bringen würde, wurde in der Folge eines Juristenstreits
angezweifelt. Dennoch sei sich die Kommission darüber einig, dass der Lichtbildschutz
einen wichtigen Grundsatz, um nicht zu sagen «eines der Filetstücke», der Revision
darstelle und man daher etwas weitergehen müsse als vom Bundesrat vorgeschlagen.
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Die anwesende Bundesrätin Simonetta Sommaruga erwiderte darauf, im Grundsatz
mache es keinen Unterschied, ob man den Lichtbildschutz als Urheberrecht oder als
Nachbarrecht ausgestalte. Das Urheberrecht als bundesrätliche Wahl habe sich aus
gesetzessystematischen Gründen und der logischen Nähe zum Schutz von individuellen
Fotografien ergeben. Was man aber nicht vergessen dürfe, sei, dass es sich bei den
Fotografen im Wesentlichen um klassische KMU handle, die ebenso wie letztgenannte
einen entsprechenden Schutz ihrer Arbeit verdienten. Daher erbat sie das Plenum, dem
Einzelantrag Merlini zuzustimmen und somit dem Bundesratsentwurf zu folgen. Merlini
argumentierte, dass die bundesrätliche Minimalschranke des Schutzes von lediglich
dreidimensionalen Objekten nicht – wie von der Kommission gefordert – weiter
ausgebaut werden soll, da ansonsten das verfolgte Ziel und der Schutzzweck des
Urheberrechts verfehlt würden. Die Voraussetzung einer menschlichen Tätigkeit zur
Erstellung würde andernfalls wegfallen und Aufnahmen von Radarkontrollapparaten
oder Wildtierfotofallen wären dem gleichen Schutz unterstellt wie geistige Arbeit.
Tatsächlich kam der Nationalrat – mit Ausnahme einer Mehrheit der SVP- und Teilen der
CVP-Fraktion – dieser Bitte nach und stimmte mit 110 zu 61 Stimmen für den Antrag
Merlini.
Die nächste weitläufige Diskussion galt der Video-on-Demand-Entschädigung. Hier
musste sich die Kommissionsmehrheit nebst dem Einzelantrag Wasserfallen, der
forderte, dass die neu vorgeschlagenen Artikel 13a und 35a bezüglich der
Zugänglichmachung von audiovisuellen Werken auf Video-on-Demand-Plattformen
ersatzlos gestrichen werden, um keine Mehrfachbelastung der Konsumentinnen und
Konsumenten entstehen zu lassen, auch gegen eine Minderheit Aebischer behaupten,
die eine Ausnahme für die in audiovisuellen Werken enthaltene Musik forderte. Flavia
Wasserfallen (sp, BE), in Vertretung der Minderheit, argumentierte, dass die Musik- und
Filmbranche zwei Paar Stiefel seien und gänzlich unterschiedlich organisiert seien. Die
Musikbranche habe weniger Beteiligte und die Urheberschaft habe für die Verwertung
ihre Rechte an die Suisa abgetreten, welche wiederum mit den entsprechenden
Plattformen diverse freie Verträge abgeschlossen habe. Würde man nun die Filmmusik
ebenfalls unter die Kollektivverwertung von Filmen subsumieren, wären diese Verträge
veraltet und müssten neu verhandelt werden. Bundesrätin Sommaruga räumte hierzu
ein, dass sie sich dieser Benachteiligung bewusst sei, man müsse dies aber als den zu
zahlenden Preis verstehen, damit sich die Situation der Filmschaffenden insgesamt
verbessere. In den beiden Abstimmungen konnte sich die Mehrheit schliesslich sowohl
gegen den Minderheitsantrag (115 zu 58 Stimmen; SP- und Grüne-Fraktion dagegen) als
auch gegen den Antrag Wasserfallen (112 zu 67 Stimmen; SVP- und Teile der FDP-
Fraktion dagegen) durchsetzen. Somit erhalten Filmschaffende neu eine Vergütung für
Video-on-Demand-Verwendungen, die von den Verwertungsgesellschaften eingezogen
wird. Die Mehrheit konnte sich ebenfalls gegen eine Minderheit Fehlmann Rielle (sp, GE)
durchsetzen (133 zu 39 Stimmen), welche den Schutz von journalistischen Werken
beantragte. Eine neue Regelung sollte die Betreiber sozialer Netzwerke dazu
verpflichten, Urheberinnen und Urhebern oder Verlagen eine Vergütung abzugeben,
wenn sie journalistische Inhalte zugänglich machen.
Auch das im August 2018 von der KVF-NR aufs Parkett gebrachte Replay-TV sorgte für
viel Diskussionsstoff. Mit dem neu zu schaffenden Art. 37a soll jedem einzelnen
Sendeunternehmen die Möglichkeit gegeben werden, zum Überspringen bzw.
Widerrufen von Werbung seine Zustimmung zu geben und somit nicht mehr von den
Kabelnetzunternehmen abhängig zu sein. Eine Minderheit Gmür-Schönenberger (cvp,
LU) legte hierzu aber ein Veto ein und beantragte die Streichung dieses Artikels aus drei
Gründen: Erstens handle es sich hierbei um ein medien- und nicht urheberrechtliches
Anliegen, zweitens bedürfe es bezüglich der Werbefinanzierung der Unternehmen einer
gesamtheitlichen Betrachtung und drittens fehlten bis anhin relevante
Untersuchungserkenntnisse für die Argumentation der Gegenseite. Ob es nun an der
ergänzend angebrachten Argumentation hinsichtlich des Konsumentenschutzes lag
oder doch an Beat Flachs (glp, AG) nostalgisch anmutendem Votum, dass die jungen
Menschen von heute gar nicht mehr wüssten «mit welchen Herzschmerzen es
verbunden war, wenn man damals einmal eine Folge von Bonanza verpasst hat»,
jedenfalls war das Mehrheitsanliegen im Rat chancenlos und wurde mit 182 zu 6
Stimmen rigoros abgeschmettert.
Die einzige vom bundesrätlichen Entwurf abweichende Entscheidung betraf die
geforderte Streichung der Hotelabgabe: Neu sollen Hotels oder Gefängnisse für die
Verwendung von öffentlichen Werken innerhalb ihrer Räumlichkeiten nicht mehr zur
Kasse gebeten werden können. Dies hatte der Nationalrat mit 132 zu 53 Stimmen
beschlossen, wobei die Gegenstimmen aus den geschlossenen Fraktionen der SP und
Grünen stammten.
Nachdem auch die für das Abkommen von Marrakesch angeführte
Kommissionskorrektur – der erleichterte Zugang zu veröffentlichten Werken auch für
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Menschen mit geistiger Behinderung – angenommen wurde, liegt der Spielball nun beim
Ständerat. 17

Nach der Wintersession 2018 nahm sich die WBK-SR als Kommission des Zweitrates der
Vorberatung des zu revidierenden Urheberrechtes an. Auch sie führte zunächst eine
Anhörung diverser Unternehmen und Organisationen – mitunter des SNF, des SBVV, der
SUISA und der IRF – durch, wobei sie die Schwerpunkte auf Open Access in der
Wissenschaft, den Lichtbildschutz, Video-on-Demand sowie Replay-TV und die
Vergütung für Hotels, Spitäler, Ferienwohnungen und Gefängnisse setzte. Anschliessend
trat sie ohne Gegenstimme auf die Bundesratsvorlage ein.
Auch in der Detailberatung wurde die Vorlage – inklusive der beiden WIPO-Abkommen
– geschlossen mit 12 Stimmen bei einer Enthaltung angenommen, wobei die
Kommission dennoch vereinzelte Abweichungen zum Beschluss des Nationalrates
vorschlug. Diese bezogen sich in erster Linie auf die Vergütungspflicht bei Filmmusik
hinsichtlich der Video-on-Demand-Regelung und auf die Vergütung von
journalistischen Werken auf Kommunikationsplattformen im Internet. Für die Filmmusik
schlug die Kommission vor, diese von der Vergütungspflicht auszunehmen, und stützte
somit das bisherige Verfahren, in welchem Verwertungsgesellschaften im Auftrag von
Musikschaffenden direkt mit den Video-on-Demand-Plattformen verhandelten. Mit
dem Bundesratsentwurf fielen lediglich Mehrkosten und ein geringerer Ertrag für die
Künstlerinnen und Künstler an, so die Begründung. Hinsichtlich journalistischer Werke
forderte die Kommission eine Vergütungsabgabe seitens der
Kommunikationsplattformen zu Gunsten der Urheberinnen und Urheber dieser Werke.
Des Weiteren solle den Medienverlagen – gegenüber kommerziellen Anbietern
elektronischer Dienste – während 10 Jahren ein ausschliessliches Recht zur
Zugänglichmachung ihrer Medienprodukte zugesprochen werden.
Der Nationalratsbeschluss zur Werkverwendung in Privaträumen von Hotels,
Ferienwohnungen, Spitälern und Gefängnissen wurde per Stichentscheid des
Präsidenten unterstützt, wobei die Minderheit monierte, dass es sich hierbei lediglich
um branchenspezifische Massnahmen handle und sie die Gleichbehandlung aller
Branchen beibehalten möchte. Eine weitere Minderheit wollte zudem das
Zweitveröffentlichungsrecht im OR regeln, wofür eine Mehrheit jedoch keinen
Handlungsbedarf sah, da die Selbstregulierung in der Schweiz ohne gesetzliche
Grundlage bereits gut funktioniere.
Der allererste Diskussionspunkt galt bei der Detailberatung aber den gemeinnützigen
Bibliotheken: Die Kommission beantragte die gesetzliche Festschreibung des Verzichtes
auf die Vergütungspflicht bei Entgelten öffentlicher oder öffentlich zugänglicher
Bibliotheken, Bildungseinrichtungen, Museen oder Sammlungen und Archiven. Damit
möchte sie die erst im Dezember 2018 von der Eidgenössischen Schiedskommission
(ESchK) genehmigten Tarife für die Jahre 2019–2021 rückgängig machen. 18
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Nachdem die WBK-SR bereits Anfang Jahr Stellung zum Entwurf zur
Urheberrechtsrevision bezogen hatte, war es in der Frühjahrssession 2019 am
Ständerat, sich der Vorlage anzunehmen. Wenig überraschend ging in diesem ein
Rückweisungsantrag Bischof (cvp, SO) ein, welchem auch oppositionslos stattgegeben
wurde. Kommissionssprecher Noser (fdp, ZH) mutmasste, dass der Antrag wohl auf das
weitläufige Lobbying um die Vorlage und die damit einhergehende Vielzahl an
umstrittenen Punkten zurückzuführen sei. Konkret forderte der Antrag, dass die
Kommission ihre bisherigen Entscheide überprüfen und hierfür insbesondere die
aktuelle Rechtsentwicklung in der EU berücksichtigen soll.
Im Fokus standen hierbei zwei grosse und auch umstrittene Artikel, die von der
Kommission eingebracht worden waren: Art. 13b, mit welchem der Vergütungsanspruch
der Journalistinnen und Journalisten geklärt wird und Art. 37a, der die
Vergütungsentschädigung für die Medienverlage regelt. Besonders dieser Art. 37a war
von grosser Bedeutung, da er unter dem Titel «Leistungsschutzrecht» auch im Rahmen
der aktuellen EU-Urheberrechtsreform virulent diskutiert wurde. Vereinfacht gesagt
sollen damit grosse Internetplattformen wie Google oder Facebook zur Kasse gebeten
werden, wenn sie journalistische Werke und insbesondere sogenannte «Snippets» –
Textanrisse und Artikelhinweise, die den Internetnutzern Vorabinformationen über die
zu erwartenden Inhalte der verlinkten Seiten liefern – zugänglich machen. Dies sei
insofern relevant, weil Snippets gleichzeitig für die Werbeeinnahmen relevante Besuche
von Websites generieren und verhindern, wie Noser erläuterte. Gerade diesen
Negativeffekt wollen die Verlage nun über ein Leistungsschutzrecht korrigieren, indem
eine gesetzliche Grundlage zur Beteiligung an den Werbeeinnahmen der verlinkenden
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Seiten geschaffen werden soll. Noser argumentierte weiter, dass der
Kommissionsvorschlag sogar wesentlich weiter gehe als der in der EU diskutierte, da
man für die Schweiz ein Urheberrecht von Snippets während zehn Jahren vorsehe,
während die EU lediglich deren zwei angedacht habe. Dies wäre, wie auch Anita Fetz
(sp, BS) betonte, gleichbedeutend mit dem restriktivsten Urheberrecht in Bezug auf das
Internet. Zudem sei der Erfolg dieser Massnahme auch nicht garantiert wie man am
Beispiel von Deutschland und Spanien, wo das Schutzrecht bereits eingeführt wurde,
sehen könne. Lediglich Ständerätin Savary (sp, VD) sprach sich für das
Leistungsschutzrecht aus und gab zu bedenken, wenn die EU dieses einführe, drohe der
Schweiz die Isolation und somit drastische Folgen für die Schweizer Medienlandschaft.
Die neue EJPD-Vorstehende Karin Keller-Sutter, die sich seit ihrer Wahl in den
Bundesrat zum ersten Mal in diesem grossen Dossier beweisen musste, wies darauf hin,
dass diese Regelung in der EU selbst höchst umstritten sei – so sehr, dass die Menschen
auf der Strasse dagegen demonstrierten, weil sie um ihr freies Internet fürchteten.
Im Ständerat war man sich einig darüber, dass die von der Kommission eingebrachten
Vorschläge praktisch diametral zum ursprünglichen AGUR 12-Kompromiss stünden und
ohne eine gute Begründung kaum zielführend sein könnten. Dies sei nicht zuletzt auch
dem Umstand geschuldet, dass die Kommissionsberatung einem sehr engen Zeitplan
gefolgt sei und eine umfassende Diskussion somit kaum sichergestellt werden konnte.
Um aus der Ständeratsdebatte keine Kommissionsdebatte zu machen, wie u.a. Filippo
Lombardi (cvp, TI) einwandte, sei es wohl angebracht, dass sich die Kommission erneut
über die Vorlage beuge – auch wenn Hannes Germann (svp, SH) offensichtliche Zweifel
am Nutzen der Rückweisung äusserte und den anderen Ratsmitgliedern vorwarf, zu
hohe Erwartungen an diese zu haben. Dennoch wurde die Vorlage nach dem
Eintretensbeschluss ohne Gegenantrag für eine erneute Überarbeitung an die
Kommission zurückgegeben. 19

Nur wenige Wochen nach der erfolgten Rückweisung nahm die WBK-SR die erneute
Beratung des Urheberrechts in Angriff. Hierfür hatte sie sich zunächst gezielte
Informationen bezüglich eines allfälligen Handlungsspielraums für den AGUR12-
Kompromiss beim IGE eingeholt und auch dessen Sichtweise auf den unlängst gefällten
Entscheid des Europäischen Parlaments hinsichtlich der EU-Urheberrechtsrevision
erfragt. In den darauffolgenden Hearings mit sachbezogenen Institutionen – u.a. mit
dem Berufsverband «impressum», dem VSM, Google Schweiz und der «Allianz für ein
faires Urheberrecht in der Schweiz» – waren primär die Art. 13b (Vergütungspflicht für
journalistische Inhalte) und Art. 37a (Leistungsschutzrecht) in den Fokus der Diskussion
gestellt worden. Ende April 2019 fällte die Kommission schliesslich ihre Beschlüsse und
beantragte dem Ständerat, sich auf den AGUR12-Kompromiss zurückzubesinnen. Die
drei wichtigsten und einstimmig gefällten Beschlüsse lauteten: Es soll sowohl auf den
Vergütungsanspruch, als auch auf das Leistungsschutzrecht verzichtet werden; der
ursprüngliche Entscheid zur Einführung einer Musikausnahme für Video-on-Demand
soll aufrechterhalten bleiben; die Vergütungspflicht für private Hotelräumlichkeiten soll
nicht aufgehoben werden. Des Weiteren reichte die Kommission einstimmig ein
Kommissionspostulat zur Überprüfung der Revisionswirksamkeit ein. Ob sich der
Ständerat mit diesen Anpassungen zufrieden gibt, wird sich in der Sommersession 2019
zeigen. 20
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In der Sommersession 2019 startete der Ständerat einen erneuten Versuch, die
Revision des Urheberrechts zu beraten. Da Eintreten bereits in der Frühjahrssession
beschlossen worden war, ging es im zweiten Anlauf – nach einführenden Erläuterungen
seitens des Kommissionssprechers Ruedi Noser (fdp, ZH), der explizit betonte, dass der
Rückweisungsantrag zu einer deutlichen qualitativen Verbesserung der Vorlage
beigetragen habe – direkt in die Detailberatung. 

Auch in dieser Beratungsrunde stand ein Einzelantrag zur Diskussion, der bereits in der
ersten Abstimmungsdebatte zur Verhandlung kam: Ständerat Engler (cvp, GR)
beantragte, in Art. 13 Abs. 2 eine weitere Ausnahme einzuführen, die für die Ausleihe
von Werkexemplaren ohne Erhebungsgebühr durch gemeinnützige Institutionen die
Aufhebung der Vergütungspflicht vorsah. Engler argumentierte, dass öffentliche
Bibliotheken – nebst Schulen – bedeutende Bildungs- und Dialogorte seien und einer
entsprechenden Ausstattung zur Förderung ihrer Vermittlungsbestrebungen bedürften.
Gerade der Aspekt der Förderung habe insbesondere die Gemeinden und Städte, die
EDK sowie die Bibliotheken selbst bereits im Vorfeld dazu veranlasst, eine solche
Gebühr abzulehnen, da man sich in erster Linie Sorgen um mögliche Einbussen im
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flächendeckenden Bibliotheksnetz der Schweiz mache – und nicht etwa, weil es an
Wertschätzung gegenüber der Urheberschaft fehle. Die Klärung dieses
Ausnahmetatbestandes sei insofern vonnöten, da diese bis anhin weder in den
vorberatenden Kommissionen noch durch die AGUR12 selbst stattgefunden habe,
sondern erst durch einen umstrittenen Entscheid seitens der ESchK auf den Plan
gerufen worden war. Die Schiedskommission habe nun mit ihrem Entscheid eine
gesetzliche Lücke gefüllt und zugleich eine mögliche Interpretation des Begriffes
«Entgelten» angegeben, die eine Ausdehnung der Abgabepflichten von Bibliotheken
bedeuten würde. Unter dem Strich komme dieser Entscheid der Einführung einer
Verleihgebühr durch die Hintertür gleich und bringe den Gemeinden, Städten und
Kantonen lediglich finanzielle Mehrabgaben und damit verbunden die Gefahr der
Schliessung von Bibliotheken. 
Ruedi Noser hingegen erwiderte, dass der Einzelantrag gänzlich dem AGUR-
Kompromiss widerspreche: In diesem habe man die Forderung der Autorinnen und
Autoren nach der Einführung einer Verleihgebühr anstelle der Vermietgebühr
abgelehnt. Da Vermietungen in erster Linie von Bibliotheken vorgenommen werden und
diese kaum kommerziell gesteuert sind, würde die Vermietpraxis abgeschafft werden,
da die Vergütungen sich erübrigten. Wolle man sich nun diesem Kompromiss entziehen,
wäre es wohl am ehrlichsten, den gesamten Art. 13 zu streichen, anstatt ihn noch weiter
zu verkomplizieren und somit faktisch die Vermietgebühr abzuschaffen – was aber auch
nicht gewollt sein könne. Daher schlug die Kommission ihrem Rat ein alternatives
Vorgehen vor: In Art. 60 soll neu ein Abs. 4 eingeführt werden, der definiert, dass
Bibliotheken zukünftig gleich behandelt werden wie Schulen und entsprechend von
einem reduzierten Tarif profitieren sollen. Paul Rechsteiner (sp, SG) unterstrich Nosers
Argument zudem, indem er betonte, dass Englers Antrag einem fundamentalen Eingriff
in die Urheberrechte der Autorenschaft gleichkomme und lediglich eine Reaktion auf
einen Entscheid sei, dem zum einen keine konkrete Begründung beiliege und der zum
anderen noch gar keinen Rechtsmitteleinsatz erlaube, da er nicht rechtskräftig sei. In
der Abstimmung zeigte sich, dass das Kommissionsargument wohl eher zu überzeugen
vermochte, da diesem mit 27 zu 14 Stimmen (1 Enthaltung) der Vorrang vor dem
Einzelantrag gegeben wurde.

Zwei weitere wichtige Punkte, die vom Ständerat zwar stillschweigend gemäss
Kommissionsvorschlag angenommen, jedoch aufgrund der dadurch entstehenden
Differenzen zum Nationalrat seitens der Kommission umfassender erläutert wurden,
betrafen die Filmmusik und die Hotelabgaben. Bezüglich der Filmmusik betonte erneut
Ruedi Noser, dass die Kommission bewusst an dem von ihr mit der Frühjahresfahne
eingeführten Musikzusatz in Art. 13a Abs. 5 und Art. 35a Abs. 2 festhalte, da der
Bundesratsentwurf einer gänzlich anderen Logik folge, als die Umstände es verlangten.
Am Beispiel von «Bohemian Rhapsody» und «The Accountant» – zwei Filme, die er
selbst erst kürzlich geschaut habe – zeigte er auf, dass die bundesrätliche Logik, dass
Musik im Film zum Film gehört und daher kein eigenständiges Werk darstellt, lediglich
auf das zweite Filmbeispiel zutreffe. In diesem Fall sei die Musik explizit zur
Untermalung der visuellen Darstellung komponiert worden, wohingegen sich der
erstgenannte Film, eine Biografie mit der Rockgruppe «Queen» im Fokus, sich
bestehender Musik bediente, welche lange vor dem Film selbst entstanden und auch
entsprechend ein eigenständiges, urheberrechtlich geschütztes Werk sei. Folge man
nun aber dem Bundesrat, würden beide Fallbeispiele gleich behandelt werden. Hans
Wicki (fdp, NW) verwies ergänzend zu diesen Ausführungen auf die unterschiedlichen
Strukturen und Regelungen der Film- und Musikbranche hin und betonte, dass sich die
Musikerinnen und Musiker im Bereich der Filmmusik zwar mittlerweile auf eine gute
vertragliche Grundlage stützen könnten, diese aber mit der angedachten
Kollektivverwertung stark gefährdet wäre und eine Schlechterstellung zu Gunsten der
ohnehin bereits besser gestellten Produzentinnen und Produzenten begünstigen
würde. Wie bereits ihre Amtsvorgängerin Simonetta Sommaruga, verteidigte die EJPD-
Vorsteherin Karin Keller-Sutter die Bundesratsposition mit der zu schluckenden
bitteren Pille: Damit sich eine gesamthafte Verbesserung einstellen könne, müsse man
eben punktuelle Benachteiligungen in Kauf nehmen. 
Die vom Nationalrat eingebrachte Abschaffung der Hotelabgabe wurde von
Kommissionssprecher Noser zum einen aus finanziellen, zum anderen aus
institutionellen Gründen zur Ablehnung empfohlen. Wie Swisscopyright aufgezeigt
habe, würden durch diesen Zusatz Mindereinnahmen in der Höhe von CHF 800'000 bis
CHF 1 Mio. entstehen. Des Weiteren stelle diese Abschaffung nicht nur eine Verletzung
des AGUR-Kompromisses dar, sondern wäre mit hoher Wahrscheinlichkeit auch nicht
WTO-kompatibel. Dies würde sicherlich die Frage aufwerfen, ob es denn gewichtige
Gründe im öffentlichen Interesse für eine solche Ausnahme gebe  – und die Schweizer
Argumentation hierzu wäre durchaus spannend zu hören –, da man eine solche in
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Europa nicht kenne und Amerikas systemische Unterschiede diese Diskussion
erübrigten. Grundsätzlich müsse man sich im Rat nun die Frage stellen, ob man sich
wegen rund CHF 1 Mio. wirklich mit einem WTO-Verfahren auseinandersetzen wolle.
Wer aber dennoch auf diesen Zusatz beharren möchte, den wolle er doch gerne auf die
parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS; Pa.Iv. 16.493) verweisen, der bereits in
der Kommission Folge gegeben worden war und die sich genau diesem Zusatz
annehme.

In der Gesamtabstimmung wurde der Entwurf schliesslich mit 36 Stimmen bei 3
Enthaltungen einstimmig angenommen, was sicherlich auch dadurch begünstigt wurde,
dass das Kernelement des Rückweisungsantrages, das Leistungsschutzrecht, aus dem
Kommissionsvorschlag gestrichen worden war. Auch wenn die EU sich zwischenzeitlich
für dieses ausgesprochen habe, sei die Umsetzung in den einzelnen Ländern noch sehr
ungewiss; daher wolle man die aktuelle Revision nicht unnötig verzögern und diese
Entwicklungen für andere Revisionen – die ohnehin in absehbarer Zeit stattfinden
würden – berücksichtigen. Der Bundesrat solle diese Entwicklung im Auge behalten und
das Schweizer Recht unter diesem Gesichtspunkt prüfen, was vom Ständerat auch mit
der Gutheissung eines entsprechenden  Kommissionspostulats bestätigt wurde. Ebenso
wurden die beiden Entwürfe zu den WIPO-Abkommen von der kleinen Kammer ohne
Beanstandung jeweils einstimmig angenommen. Somit wird die Vorlage mit drei
verbleibenden Differenzen an den Nationalrat retourniert. 21

Während der Bundesratsentwurf zur Urheberrechtsrevision aufgrund verbleibender
Differenzen in eine zweite Beratungsrunde musste, konnten die beiden anderen
Entwürfe im Rahmen der Bundesratsvorlage bereits in der Sommersession  2019 in die
Schlussabstimmungen geschickt werden. Sowohl der Vertrag von Peking als auch der
Vertrag von Marrakesch wurden hierbei jeweils in beiden Räten einstimmig und ohne
Enthaltungen angenommen. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.06.2019
MELIKE GÖKCE

In der Herbstsession 2019 läutete der Nationalrat die erste Runde in der
Differenzbereinigung der Urheberrechtsrevision ein. Obwohl er am Ende des Tages in
allen drei verbliebenen Differenzen – Bibliotheken, Filmmusik und Hotelabgaben –
gemäss den Kommissionsanträgen stimmte, blieben auch in dieser Sitzung aufgrund
zweier Minderheitsanträge die Diskussionsbeiträge nicht aus.  
Im Falle der Bibliotheken hatte sich die grosse Kammer bis anhin noch nicht äussern
können, da die Frage der tarifären Begünstigungen erst in der Sommersession 2019 vom
Ständerat aufgeworfen worden war. Eine knappe Mehrheit der RK-NR (12 zu 11 Stimmen
bei einer Enthaltung) hatte sich sodann auch für dessen Beschluss ausgesprochen, den
Vergütungstarif für Bibliotheken zukünftig zu reduzieren. Die Minderheit Gmür-
Schönenberger (cvp, LU) aber griff den bereits in der kleinen Kammer eingebrachten
Einzelantrag des Parteikollegen Engler (cvp, GR) auf und beantragte die Aufhebung der
Vergütungspflicht auf Ausleihen für gemeinnützige Institutionen. Die
Minderheitssprecherin Gmür-Schönenberger begründete den Antrag wie folgt: Die mit
der tariflichen Vergünstigung verbundene Honorierung der Bibliotheksarbeit sei zwar
erfreulich, jedoch entspreche diese Regelung faktisch keinem Kompromiss, sondern
einem Rückschritt, da dadurch eine Abgabe auf Pauschalen gesetzlich verankert werde.
Die Bibliotheken hätten sich mit der Beibehaltung der bisherigen Praxis einverstanden
gezeigt, müssten aber mit den neuen Grundlagen teilweise um ihre Existenz fürchten.
Bibliotheken seien die grössten Förderer von Autorinnen und Autoren; mit dem von ihr
eingebrachten Antrag liesse sich nun ein System verankern, von dem auch die
Autorenschaft direkt profitieren könne. Ihr Parteikollege Philipp Bregy (cvp, VS)
pflichtete dem bei und verkündete, dass die CVP-Fraktion dem Antrag zustimmen
werde. Sibel Arslan (BastA/BS) – als Mitträgerin des Minderheitsantrags – führte
hingegen in ihrer Erläuterung aus, weshalb sich die Grüne Fraktion schliesslich doch für
den Mehrheitsantrag aussprechen werde: Im Grundsatz ginge es hierbei um einen
Interessenkonflikt zwischen den Bibliotheken und der Rechteinhaberschaft. Die
ursprüngliche Annahme, dass der Minderheitsantrag lediglich eine Ergänzung und
Präzisierung des Art. 60 Abs. 4 sei und besonders den kleinen Bibliotheken, die für die
Rechteinhaberschaft von grosser Bedeutung sind, zugute käme, müsse nachträglich
revidiert werden. Der ständerätliche Beschluss berücksichtige die spezifische Situation
der Bibliotheken zur Genüge; alles darüber hinaus wäre lediglich eine Einschränkung
der Rechteinhaberschaft. Da dies im Vergleich zum Status quo gar einer
Verschlechterung der Situation von Urheberinnen und Urhebern gleichkomme, werde
man dem Mehrheitsantrag folgen, wobei eine kleine Minderheit – womit sie wohl in

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2019
MELIKE GÖKCE
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erster Linie sich selbst meinte – sich zwecks Lösungsfindung enthalten werde. Während
sich auch die BDP-Fraktion diesem Entscheid anschloss, sprach sich die FDP-Fraktion
wiederum für den Mehrheitsentscheid aus. Vor der Abstimmung liess es sich die
anwesende Bundesrätin Karin Keller-Sutter nicht nehmen, darauf hinzuweisen, dass die
vom Ständerat vorgeschlagene Begünstigung sehr flexibel sei und, wenn auch nicht eine
generelle Privilegierung, immerhin die Berücksichtigung spezifischer Fälle zuliesse. In
der Abstimmung sprach sich schliesslich eine deutliche Mehrheit von 106 zu 61 Stimmen
für den Mehrheitsantrag aus und folgte somit dem Beschluss des Ständerates.
Hinsichtlich der Filmmusik gab es nichts zu beanstanden, weshalb man, wie von der
Kommission beantragt, stillschweigend Zustimmung zum Ständeratsbeschluss gab. Bei
der vom Nationalrat selbst eingebrachten Hotelabgabe schieden sich wiederum die
Geister. Während eine Kommissionsmehrheit von 16 Stimmen ein Festhalten am
Erstbeschluss beantragte, forderte eine Minderheit Wasserfallen (sp, BE) (8 Stimmen)
die Zustimmung zum Ständeratsbeschluss. Flavia Wasserfallen eröffnete ihr Votum mit
dem Verweis auf die parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS; Pa.Iv. 16.493): «Es
mag manchmal elegant und klug sein, ein Anliegen aus einer parlamentarischen
Initiative in das laufende Verfahren einer Gesetzesrevision aufzunehmen und damit
auch Zeit zu gewinnen. Manchmal ist es aber auch einfach nur unüberlegt und schlecht,
wie hier in Artikel 19 Absatz 1 Buchstabe d». Es sei durchaus legitim, unbeliebte
Regelungen auf diese Weise aus dem Weg zu schaffen, in diesem Fall sei es aber
besonders heikel, weil man zum einen eine ziemlich verfehlte Definition von
Eigengebrauch festlegen würde und zum anderen ein Thema aufgreife, das bis anhin
noch nie zur Diskussionsgrundlage der AGUR12 gezählt habe. Des Weiteren würde man
damit nicht nur einen bestehenden Kompromiss zuungunsten der Schweizer
Kunstschaffenden verändern, sondern auch ein Streitschlichtungsverfahren aufgrund
der Verletzung von internationalen Grundlagen riskieren. Giovanni Merlini (fdp, TI)
schätzte hingegen das Risiko eines solchen Verfahrens wesentlich geringer ein. Auf
internationaler Ebene sei die Frage der Doppelvergütung relativ unerheblich, der Fokus
liege dort vielmehr auf der Bekämpfung von illegalen Kopien. Die zusätzliche finanzielle
Belastung der betroffenen Institutionen sei in dieser Frage relevanter. Daher erbitte die
FDP-Fraktion ein Festhalten und somit die Bestätigung der direkten Umsetzung der
angesprochenen Initiative. Zur Abstimmung stand in der Folge ein erneuter
Interessenkonflikt, der sich dieses Mal zwischen der Kultur und der Wirtschaft bzw.
dem Tourismus eröffnete. So war es wenig erstaunlich, dass die Abstimmung mit 108 zu
68 Stimmen zugunsten der Mehrheit ausfiel, die sich aus den nahezu geschlossenen
Fraktionen der SVP, FDP, CVP und BDP zusammensetzte, während die gänzlich
geschlossenen Fraktionen der Grünen, SP und GLP das Nachsehen hatten. Somit wurde
die Vorlage mit einer verbleibenden Differenz an den Ständerat zurückgeschickt.

Das Anliegen ebendieser einen verbleibenden Differenz hatte bei den
Kulturschaffenden bereits vor der Abstimmung für rote Köpfe gesorgt. Just am
Wochenende vor der Nationalratsdebatte hatten sich Prominente wie Sina, Büne
Huber, Marc Sway und Stefanie Heinzmann in einem offenen Brief mit dem Titel «Wir
verschenken unsere Arbeit nicht!» an das Parlament gewandt, wie die Basler Zeitung
und der Tages-Anzeiger berichteten. Der hier angedachte Passus würde für die
Schweizer Musikschaffenden einer Einbusse in Höhe von CHF 1 bis 1.5 Mio.
gleichkommen. Arrivierte Künstler wie der Berner Mundartsänger Marc Trauffer seien
zwar – gemäss eigener Aussage – nicht auf Urheberrechtsvergütungen angewiesen, aus
Solidarität zu anderen Branchenkolleginnen und -kollegen, auf die das eben nicht
zutreffe, habe er den Brief dennoch unterschrieben. Christoph Trummer von Sonart,
der Vereinigung Schweizer Musikschaffender, bekundete in den Medien sein Bedauern
darüber, dass ein grundsätzlich ausgeglichener Kompromiss auf den letzten Metern nun
«zulasten der Kultur und zugunsten des Tourismus» verändert werde. Besonders, da
zum einen die Vergütung sehr gering ausfalle – pro Hotelzimmer und Monat weniger als
CHF 1 – und zum anderen die Auswahl der von der Abgabe ausgenommenen
Institutionen doch sehr willkürlich erscheine und daher vermutlich in absehbarer Zeit
auch andere Institutionen ihr Begehren äussern würden. Besonders kritisiert wurde,
dass lediglich Schweizer Künstlerinnen und Künstler von dieser Anpassung betroffen
seien, während ausländische Künstlerinnen und Künstler ihre Vergütung weiterhin
einfordern könnten. 23
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Nur zwei Tage nachdem der Nationalrat die Revision des Urheberrechts mit einer
verbleibenden Differenz an den Ständerat retourniert hatte, nahm sich dieser zwecks
baldiger Differenzbereinigung neuerlich der Sache an. So stur die grosse Kammer an
ihrem Passus zur Abschaffung der Hotelabgabe festgehalten hatte, so stur beharrte nun
wiederum die kleine Kammer darauf, diesem Antrag nicht nachzukommen. Wie
Kommissionssprecher Noser (fdp, ZH) in der Debatte erläuterte, habe die Kommission
hierzu nicht lange beraten müssen, da man sich bis auf zwei Stimmen darüber einig
gewesen sei, dass man dem Ständerats- und nicht dem Nationalratsbeschluss
zustimme. Hierfür gebe es einige einfache Argumente: Im Wesentlichen gehe es um
sehr geringe Beträge, vermutlich weniger als CHF 1 Mio., die man den Institutionen
ersparen würde. Die Probleme, die diese Ersparnis mit sich zöge, wären aber um
einiges grösser. Zum einen verletze man dadurch WTO-Recht, was zu einem Verfahren
führen und lediglich Problemlösungen generieren könne, die beispielsweise zu einer
Ungleichbehandlung von ausländischen und inländischen Kunstschaffenden führten,
zum anderen schüfe man hier einen Präzedenzfall für ebensolche Argumentationen.
Hannes Germann (svp, SH) nahm den finanziellen Aspekt hingegen nicht ganz so sehr
auf die leichte Schulter. Auch wenn es hier – wie dem Rat offensichtlich gesagt wurde –
lediglich um CHF 400'000 gehe, sei der damit verbundene bürokratische Aufwand
absolut unverhältnismässig und stelle für die besagten Institutionen eine zusätzliche
Belastung dar – zumal man sich ja noch tags zuvor dafür ausgesprochen habe, die
Hotellerie und Gastronomie zu entlasten, während man heute «salopp» dazu übergehe,
diesen Branchen zusätzliche Abgaben «aufzubrummen».
Doch jeglicher Einwand war zwecklos: Der Ständerat bestand mit 31 zu 9 Stimmen bei 2
Enthaltungen auf seinem eigenen Beschluss und retournierte die Vorlage mit selbiger
verbleibender Differenz wieder an den Nationalrat. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.09.2019
MELIKE GÖKCE

Rund sieben Jahre nachdem die Urheberrechtsrevision in die Wege geleitet worden
war, schien sie nun tatsächlich in der Herbstsession 2019 ihren wohlverdienten
Abschluss zu finden. Nur wenige Tage nachdem der Ständerat die Vorlage neuerlich mit
einer verbleibenden Differenz retourniert hatte, verkündete Kommissionssprecher
Aebischer (sp, BE), dass man sich in der RK-NR nun mit 13 zu 8 Stimmen (ohne
Enthaltung) darauf geeinigt habe, hinsichtlich der Hotelabgabe eine Empfehlung
zugunsten des Stände- bzw. Bundesrates auszusprechen. Im Sinne eines Kompromisses
hätten einige Mitglieder in den «sauren Apfel» gebissen und seien auf die
ständerätliche Version umgeschwenkt – dies aber grundsätzlich nur im Wissen darum,
dass die parlamentarische Initiative Nantermod (fdp, VS; Pa.Iv. 16.493) nicht
zurückgezogen worden sei und demnächst in der RK-SR traktandiert werde. Im
Nationalrat schien man hierzu keine weitere Einwände mehr zu haben und kam der
Kommissionsempfehlung stillschweigend nach. Somit ist das Urheberrecht nun bereit
für die Schlussabstimmungen. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2019
MELIKE GÖKCE

Am allerletzten Arbeitstag der 50. Legislatur fanden sich beide Räte zu ihren
Schlussabstimmungen zur Urheberrechtsrevision ein und belohnten sich nach
jahrelangen Verhandlungen um Eingeständnisse und Kompromisse mit einem
Gesetzespaket, das sich im Parlament einer breiten Unterstützung erfreute. Im
Ständerat wurde dem neuen Bundesgesetz einstimmig mit 43 Stimmen (2 Enthaltungen)
zugestimmt und im Nationalrat standen lediglich 2 Gegenstimmen einer
überwältigenden Mehrheit von 194 Stimmen gegenüber (keine Enthaltungen). Über das
Inkrafttreten wird der Bundesrat Anfang 2020 entscheiden, sofern bis dahin kein
Referendum erfolgt. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2019
MELIKE GÖKCE

Bereits während der Verhandlungen zur Urheberrechtsrevision waren immer wieder
Stimmen aus dem Kunst- und Kulturbereich zu vernehmen, die mit einem Referendum
liebäugelten. Nach der offiziellen Verabschiedung der Gesetzesvorlage war es dann
aber die Piratenpartei Schweiz, die Nägel mit Köpfen machen wollte. Fernab jeglicher
medialer Präsenz lancierte diese noch im Vorfeld der Wahlen im Oktober 2019 das
Referendum und zeigte sich in ihrer Mitte November publizierten Medienmitteilung
sehr zuversichtlich, da trotz der geringen öffentlichen Streuung bereits zahlreiche
Parteien und Organisationen wie die jungen Grünen, die Juso oder der Chaos
Computer Club sowie Bürgerinnen und Bürger ihre Unterstützung zugesichert hätten
und auch täglich neue Unterschriften einträfen. Das Referendumskomitee sehe zwar
einen Reformbedarf hinsichtlich des Urheberrechts, erläuterte der Co-Präsident der
Piraten Jorgo Ananiadis (BE, piraten), die aktuelle Vorlage sei allerdings «ein einziger

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.01.2020
MELIKE GÖKCE
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Dienst an den grossen Film- und Musikkonzernen», wie der Berner von der Aargauer
Zeitung zitiert wurde. Die in dieser Form verabschiedete Vorlage führe lediglich zu
einer massiven Kostensteigerung und lasse aufgrund des verstärkten Lichtbildschutzes
eine regelrechte Klagewelle erwarten. So gesehen betreibe man gegenüber den
Bürgerinnen und Bürgern, den Konsumierenden und den Kreativen eher ein «Urheber-
Unrecht». Aus diesem Grund habe man auch die Referendums-Website «urheber-
unrecht.ch» aufgeschaltet, wo alle referendumsrelevanten Informationen zugänglich
seien. 
Rund eine Woche vor Ablauf der Referendumsfrist am 16. Januar 2020 stellte sich dann
aber Ernüchterung ein: Man würde die benötigten 50'000 Unterschriften wohl kaum
zusammenbekommen. Bereits am 13. Januar verkündete der Tages-Anzeiger, dass das
Referendum nicht zustande gekommen sei, was schliesslich am 17. Januar vom Komitee
selbst auch über die offizielle Referendums-Website mit grosser Enttäuschung
bestätigt wurde. Den Umstand, dass lediglich etwas über 10'000 Unterschriften
gesammelt werden konnten, begründete das Komitee mit den eingeschränkten
Ressourcen der netzpolitisch engagierten Bürgerinnen und Bürger: Da viele Beteiligte
sich im gleichen Zeitraum auch für andere Referenden und Initiativen eingesetzt
hätten, hätten die Kapazitäten im Rahmen des URG-Referendums gefehlt, was den
Verantwortlichen wiederum gezeigt habe, dass man noch nicht soweit sei, mehrere
Kampagnen parallel zu stemmen. 
Die Vertretungen des Dachverbandes der Urheber- und Nachbarrechtsnutzer (DUN)
und der Vereinigung Musikschaffende Schweiz (SONART) sahen das Scheitern hingegen
als eine positive Entwicklung an. Die SONART empfand die Argumentation der
Referendumsführenden als effektiv übertrieben oder schlichtweg falsch, während der
DUN sich erfreut zeigte, dass der langjährige Prozess nun endlich seinen Abschluss
finden könne und dazu beitrage, dass die Schweiz künftig nicht mehr auf dem «Special
301 Report» der USA erscheine.
Somit wird die Inkraftsetzung des revidierten Urheberrechtsgesetzes voraussichtlich im
Frühjahr 2020 erfolgen. 27

Archive, Bibliotheken, Museen

Die Schweizerische Landesbibliothek (SLB) soll in ein modernes Informationszentrum
umgewandelt werden. Der Bundesrat beauftragte das EDI, eine entsprechende
Botschaft auszuarbeiten. Die SLB nehme in der Öffentlichkeit eine wichtige und
unersetzliche Funktion für Kultur, Lehre und Forschung, zunehmend aber auch für die
Wirtschaft ein, schrieb er dazu; wolle sie diese Aufgabe in der Zukunft sachgemäss
erfüllen, so seien ihre veralteten Strukturen und Einrichtungen grundlegend zu
modernisieren. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.1991
MARIANNE BENTELI

Die Schweizerische Landesbibliothek (SLB) in Bern genügt heute weder den Ansprüchen
der Wissenschaft noch den Anforderungen der Benützer. Wie der Bundesrat in seiner
Ende Februar verabschiedeten Botschaft für ein neues Landesbibliotheks-Gesetz
darlegte, will er die SLB deshalb grundlegend reorganisieren und zu einem modernen
Dienstleistungszentrum umgestalten. Neben dem traditionellen Sammeln, Erschliessen
und Vermitteln von "Helvetica" soll die SLB eine Koordinationsfunktion im Schweizer
Bibliothekswesen übernehmen und ihre Zusammenarbeit mit den wichtigsten
ausländischen Bibliotheken verstärken. Zu diesem Zweck muss die Bibliothek allerdings
automatisiert werden. Auch sollen neue Informationsträger (Compact-discs, Videos)
mit Bezug zur Schweiz gesammelt und die seit 1901 erscheinende Nationalbibliographie
als elektronische Datenbank zugänglich gemacht werden. Absehbar sind
Investitionskosten von rund 20 Mio Fr. verteilt auf die nächsten vier Jahre sowie eine
Erhöhung des Personalbestandes von 71 auf 110 Stellen. Die zusätzlichen jährlichen
Betriebskosten wurden auf knapp 2,3 Mio Fr. geschätzt. Diese Mittel sowie die
notwendigen baulichen Massnahmen wird das Parlament jährlich mit dem Voranschlag
zu bewilligen haben. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.02.1992
MARIANNE BENTELI
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Als Erstrat stimmte die grosse Kammer dem Gesetzesentwurf grundsätzlich und
einstimmig zu. Auf Antrag ihrer vorberatenden Kommission nahm sie lediglich
Detailkorrekturen am bundesrätlichen Vorschlag vor. Im Interesse älterer Menschen, die
mit den modernen Kommunikations-Systemen noch wenig vertraut sind, wollte sie
einen besseren Zugang zu den Sammlungen zusammen mit einer grösseren
Benutzerfreundlichkeit im Gesetz festgehalten wissen. Der Rat verabschiedete
zusätzlich ein Kommissionspostulat, welches den Bundesrat beauftragt, bei der
Beschaffung eines neuen Automationsmodells koordinierend zu wirken, die
internationalen Normen zu berücksichtigen und eine bestmögliche Kompatibilität zu
den übrigen Bibliotheken anzustreben. Um die sammlerische Arbeit der SLB zu
erleichtern überwies der Rat zudem ein weiteres Kommissionspostulat mit dem Antrag,
die verfassungsrechtlichen Vorabklärungen für ein "Dépôt légal" zu treffen. 

Das Postulat in Ergänzung zur Vorlage wurde deshalb als notwendig erachtet, weil das
Gesetz zu dem Zeitpunkt, wo die Koordination aktuell und damit relevant ist, nämlich
bei der Beschaffung des neuen EDV-Systems der SLB, noch nicht in Kraft sein wird. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.06.1992
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat schuf keine nennenswerten Differenzen zur grossen Kammer, so dass das
neue Gesetz Ende Jahr definitiv verabschiedet werden konnte. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1992
MARIANNE BENTELI

Praktisch diskussionslos stimmten beide Kammern einer jährlichen Finanzhilfe an die
Stiftung Schweizerische Volksbibliothek (SVB) von CHF 1,8 Mio. für die Jahre 1996-1999
zu. Gemeinsam mit den jeweiligen Kommissionssprechern wies Bundesrätin Dreifuss
auf die grosse Bedeutung der Volksbibliothek für die nationale Verständigung hin. Der
Bund sei hier gefordert, weil es um einen interkantonalen Ausgleich, namentlich auch
zugunsten der Randregionen gehe. Die SVB wurde 1920 gegründet und wird seit 1921
vom Bund namhaft unterstützt. 1991 wurde die Stiftung dezentralisiert und gleichzeitig
effizienter organisiert. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.08.1995
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen des Budgets 1997 für die Bundesbauten genehmigte das Parlament einen
Kredit von CHF 6.5 Mio. für die Sanierung der Villa am Römerholz in Winterthur, welche
die vom 1965 verstorbenen Mäzen Oskar Reinhart gesammelten und der
Eidgenossenschaft vermachten Werke beherbergt. Mit dem Umbau der Villa soll unter
anderem die Sicherheit der rund 200 Kunstwerke verbessert werden, die mit einem
geschätzten Wert von CHF 3 Mrd. den kostbarsten Kunstbesitz der Schweiz darstellen.
Gleichzeitig billigte das Parlament oppositionslos CHF 6.45 Mio. für die Modernisierung
des Vela-Museums in Ligornetto (TI), welches 1896 durch Schenkung in den Besitz der
Eidgenossenschaft gelangt ist. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.1996
MARIANNE BENTELI

Ende Jahr leitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft für die Weiterführung
der Finanzhilfe an das Internationale Rotkreuz- und Rothalbmondmuseum (MICR) in
den Jahren 1998-2001 zu. Er begründete dies damit, dass das Museum, welches unter
anderem das konstante Engagement der Schweiz im humanitären Bereich
widerspiegelt, ohne diese Unterstützung wohl über kurz oder lang seine Tore schliessen
müsste. Die Finanzhilfe soll in Form eines Zahlungsrahmens im Maximalbetrag von CHF
3.663 Mio. gewährt und an die Bedingung geknüpft werden, dass sich der Kanton Genf
und das IKRK ebenfalls weiterhin an der Finanzierung des Museums beteiligen. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1996
MARIANNE BENTELI

Nach kurzer Diskussion über die Frage, ob diese Aufgabe nicht auch von einem privaten
Unternehmen im In- oder Ausland übernommen werden könnte, stimmte der Ständerat
einem Obbjektkredit von CHF 23.5 Mio. für den Bau und den Betrieb einer
Massenentsäuerungsanlage für bedrohte Bücher und Archivalien auf dem Gelände der
stillgelegten Munitionsfabrik Wimmis (BE) zu. Im Nationalrat passierte die Vorlage
oppositionslos. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.06.1998
MARIANNE BENTELI
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Auf der Basis eines neuen Bundesgesetzes und eines Finanzierungsbeschlusses
beantragte der Bundesrat dem Parlament einen Zahlungsrahmen von CHF 7,5 Mio. für
die Ausrichtung einer jährlichen Finanzhilfe von höchstens CHF 1,5 Mio. während fünf
Jahren an das seit Jahren in finanziellen Nöten steckende Verkehrshaus der Schweiz in
Luzern. Die Zahlung ist allerdings an die Bedingung geknüpft, dass sich auch Kanton
und Stadt Luzern angemessen an der Sanierung beteiligen. Die Finanzhilfen der
öffentlichen Hand sollen für die Erhaltung der Sammlung  deren Pflege,
wissenschaftlicher Bearbeitung, Erschliessung und Ausbau – zweckgebunden sein, also
für das eigentliche Kerngeschäft sowie die dafür notwendigen Investitionen. Der
Ständerat beschloss, auf ein eigenständiges Bundesgesetz zu verzichten, da sonst der
Eindruck erweckt werden könnte, dass damit ein dauernder Subventionstatbestand
geschaffen wird, und die Finanzhilfe in einem auf fünf Jahre befristeten,
allgemeinverbindlichen Bundesbeschluss zu regeln. Der Nationalrat übernahm
oppositionslos das Konzept der kleinen Kammer. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1998
MARIANNE BENTELI

Die Stiftung Schweizerische Volksbibliothek (SVB), welche vom Bund seit 1921 finanziell
unterstützt wird, unterzog sich im Rahmen der Überprüfung der Bundessubventionen
hinsichtlich ihrer Struktur, ihrer Funktionsweise sowie ihres Nutzens einer Evaluation.
Die Ergebnisse der Untersuchung fielen durchwegs positiv aus. Die SVB wurde als
zweckmässig eingerichteter, professionell geführter und leistungsfähiger Betrieb
dargestellt, der es verstanden habe, sich den veränderten Bedürfnissen im
Bibliothekswesen anzupassen. Allerdings dränge sich eine klare, leistungsbezogene
Kostenaufteilung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden auf. Insbesondere will der
Bund in Zukunft nur noch die nationalen Aufgaben der SVB unterstützen und nicht
mehr auch deren Leistungen zugunsten der Schulen, welche in die Zuständigkeit der
Kantone fallen. Entsprechende Absprachen fanden zwischen dem BAK und der
Erziehungsdirektorenkonferenz statt. Dementsprechend wird der Anteil des Bundes am
Gesamtbudget der SVB von momentan rund 60% auf etwas mehr als 50% gesenkt
werden können. Anders als bisher wurden der SVB nicht mehr jährlich gleichbleibende
Finanzhilfen zugesprochen. Für die Periode 2000-2003 beantragte der Bundesrat dem
Parlament einen Rahmenkredit von maximal 8 Mio Fr. Die jährliche Bundessubvention
an die SVB hatte für die Periode 1996-1999 je CHF 1.8 Mio. betragen. Damit erhält die
SVB eine gewisse Flexibilität beim Einsatz ihrer Mittel. Beide Kammern stimmten
diesem Vorgehen ohne Opposition zu. In der Schlussabstimung im NR stimmten
lediglich Blocher (svp, ZH), Moser (fp, AG) und Steinemann (fp, SG) gegen die Vorlage. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1999
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, für die schon früher gewährten Finanzhilfen
an das Internationale Rotkreuz- und Rothalbmondmuseum in Genf in einem
Bundesgesetz eine dauerhafte Rechtsgrundlage zu schaffen und mit einem separaten
Beschluss diese Finanzhilfe für die Jahre 2002-2005 auf CHF 964'000 festzulegen.
Sowohl der Stände- wie der Nationalrat stimmten den beiden Vorlagen einstimmig zu. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2001
MARIANNE BENTELI

Ende November verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Bundesgesetz über
die Stiftung Schweizerisches Landesmuseum (SLM). Heute gehört das SLM, das acht
Museen in allen Landesteilen umfasst und dessen Hauptsitz in Zürich ist, zum BAK. Der
Bundesrat will die Museumsgruppe nun als Stiftung mit eigener Rechtspersönlichkeit
verankern. Von der neuen Rechtsform und der strategischen Führung über einen
Leistungsauftrag verspricht sich der Bund eine Effizienzsteigerung. Als Stiftung hat es
das SLM aus Sicht des Bundesrates einfacher, Drittmittel zu erwirtschaften und
mögliche Mäzene auf sich aufmerksam zu machen. Wichtigste Finanzquelle bleiben
aber weiterhin die Beiträge, mit denen der Bund die Leistungen des SLM abgilt. Der
Zahlungsrahmen unterliegt einem parlamentarischen Beschluss. Die Liegenschaften
und Museen bleiben im Eigentum des Bundes, ebenso die Sammlungsgegenstände. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.2002
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, die seit 1921 mitfinanzierte Stiftung
Bibliomedia (vormals Schweizerische Volksbibliothek) in den Jahren 2004-2007 mit
einem Zahlungsrahmen von CHF 7 Mio. zu unterstützen, d.h. wegen des
Sparprogramms mit einer Million weniger als in den Vorjahren. Gleichzeitig wurde ein
spezielles Bundesgesetz für die Unterstützung der Stiftung unterbreitet, das sich als
Übergangsregelung bis zur definitiven Ausgestaltung einer Gesetzesgrundlage in dem in
Vorbereitung befindlichen Kulturförderungsgesetz versteht. In beiden Räten wurde das

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2003
MARIANNE BENTELI
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Bundesgesetz oppositionslos angenommen. Zu Diskussionen Anlass gab hingegen die
Höhe der Subvention. Im Nationalrat beantragte eine Kommissionsmehrheit zwar
knapp, aber dennoch erfolgreich (mit 77 zu 73 Stimmen), angesichts der Bedeutung der
Leseförderung die Unterstützung bei CHF 8 Mio. pro Jahr zu belassen. Die Nein-
Stimmen im Nationalrat zum Bundesgesetz stammten vornehmlich aus den Reihen der
SVP. Mit 25 zu 14 Stimmen schloss sich der Ständerat wieder dem Bundesrat an. Gegen
einen Minderheitsantrag, der vor allem von der SVP unterstützt wurde, hielt der
Nationalrat in der Differenzbereinigung mit 96 zu 67 Stimmen an seinem ersten
Beschluss fest, worauf der Ständerat zustimmte, gleichzeitig aber betonte, es handle
sich lediglich um einen Zahlungsrahmen; es werde dann in der Budgetkompetenz des
Parlaments liegen, die entsprechenden jährlichen Beträge einzustellen. 40

Der Bundesrat zeigte sich bereit, trotz allgemeiner Sparbemühungen das Verkehrshaus
Luzern (VHS) weiterhin im bisherigen Rahmen finanziell zu unterstützen. Er beantragte
dem Parlament, das Museum in den Jahren 2004-2007 mit jährlich CHF 1.6 Mio. zu
subventionieren. Dieser Betrag stellte einen für alle beteiligten Parteien tragbaren
Kompromiss dar. Einerseits war eine Studie zum Ergebnis gekommen, dass das
Verkehrshaus – das meistbesuchte Museum der Schweiz – eine gemeinwirtschaftliche
Leistung von CHF 7 bis 8 Mio. erbringt, die abgegolten werden müsste; andererseits war
befürchtet worden, dass der Bund als Folge des Entlastungsprogramms das
Verkehrshaus, das nicht der Eidgenossenschaft gehört, ganz fallen lässt. Das Parlament
stimmte der Unterstützung ohne grössere Diskussionen zu. Kanton und Stadt Luzern
wollen bis 2007 gemeinsam weitere CHF 3.7 Mio. pro Jahr an den Betrieb dieses
Museums von Weltrang beisteuern. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.2003
MARIANNE BENTELI

Im Mai beschloss der Bundesrat, die rund CHF 50 Mio. teure Sanierung und
Erweiterung des Verkehrshauses in Luzern, des meistbesuchten Museums der Schweiz,
mit CHF 10 Mio. zu unterstützen. Das Parlament muss den Kredit noch absegnen. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Mit 20:15 Stimmen wies der Ständerat im Einverständnis mit Bundesrat Couchepin
eine Vorlage betreffend die Stiftung für das Schweizerische Landesmuseum an die
Regierung zurück mit dem Auftrag, dem Parlament bis 2007 eine überarbeitete
Botschaft vorzulegen, die der künftigen neuen Museumspolitik Rechnung trägt. Vor drei
Jahren hatte der Bundesrat den Räten beantragt, die Musée Suisse Gruppe aus der
Bundesverwaltung auszugliedern und in eine selbständige Stiftung überzuführen. Ziel
war es, den Museen mehr Autonomie zu verschaffen, auch finanziell, beispielsweise
durch Sponsoring. Diese Zielsetzung war in der kleinen Kammer unbestritten. Bezüglich
Führung und Strategie seien jedoch zu viele Fragen offen, die der Stiftung gleichsam
weitervererbt würden. Die Zusammensetzung der Museums-Gruppe und ihre
Rechtsform könnten erst bestimmt werden, wenn der Bund die neue Museumspolitik
festgelegt habe; Einrichtungen wie das Verkehrshaus in Luzern, das nicht zur Gruppe
gehört und nahezu ohne Finanzhilfe des Bundes auskommen muss, fühlten sich
benachteiligt. Unbestritten war die Rennovation des Landesmuseums; Zürcher
Ständevertreter befürchteten jedoch, der Rückweisungsentscheid wirke sich negativ
auf den Erweiterungsbau aus, indem er die Suche nach privaten Sponsoren erschwere,
weil das Museum noch nicht über volle Autonomie verfüge. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Vorjahr hatte sich der Ständerat mit Zustimmung von Bundesrat Couchepin für eine
Rückweisung der Vorlage über die Schaffung einer Stiftung für das Schweizerische
Landesmuseum ausgesprochen, da bezüglich Führung und Strategie noch zu viele
Fragen offen seien. Gleichzeitig hatte die kleine Kammer dem Bundesrat den Auftrag
erteilt, dem Parlament bis 2007 eine überarbeitete Botschaft vorzulegen, die der
künftigen neuen Museumspolitik Rechnung trägt. Diese Stossrichtung übernahm der
Nationalrat in seiner Frühjahrssession voll und ganz; sämtliche Bundesratsfraktionen
sprachen sich für die Rückweisung aus. Die Kommissionssprecherin betonte
insbesondere, aus der neuen Botschaft müsse klar hervorgehen, wie viele Museen zur
Musée-Suisse-Gruppe gehören sollen. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.2006
MARIANNE BENTELI
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Praktisch oppositionslos nahmen beide Kammern einen Rahmenkredit von CHF 10
Mio. sowie dessen Etappierung in den Jahren 2008-2011 für die Sanierung und
Erweiterung des Verkehrshauses in Luzern, des meistbesuchten Museums der Schweiz
an. Die gesamten Baukosten werden auf CHF 50 Mio. geschätzt. Die wesentlichsten
Elemente des Vorhabens bestehen im Abbruch der Gebäude der ersten Baugeneration
von 1959 und der Erstellung eines neuen Eingangsbereichs sowie einer neuen
Ausstellungshalle. Die Bauarbeiten sollen 2009 abgeschlossen sein. Kanton und Stadt
Luzern haben sich bereit erklärt, je CHF 5 Mio. zu übernehmen, die Privatwirtschaft will
weitere CHF 20 Mio. beisteuern. Die Zustimmung zum Bundesbeitrag erfolgte unter der
Bedingung der definitiven Zusage von Kanton, Stadt und Privaten. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag seiner WBK weigerte sich der Nationalrat, im Budget 2007 die Subvention
an die Bibliomedia, die ehemalige Volksbibliothek, von CHF 2 Mio. auf CHF 1.478 Mio. zu
kürzen. Als Sprecherin der WBK erinnerte Gadient (svp, GR) an die Bedeutung des
Bibliothekwesens gerade auch für ländliche Gebiete. Für die SP verwies Müller-Hemmi
auf den Vernehmlassungsentwurf zum KFG, in welchem der Bundesrat die
Leseförderung als Bundesziel definiert. Mit 97 zu 73 Stimmen setzte sich der Antrag der
WBK durch. Im Ständerat war die Finanzkommission einverstanden, dem Nationalrat zu
folgen, worauf die Kürzung im Plenum stillschweigend abgelehnt wurde. Für 2008-2011
beantragte der Bundesrat für Bibliomedia einen Zahlungsrahmen von CHF 6 Mio. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.2006
MARIANNE BENTELI

2002 hatte der Bundesrat einen ersten Anlauf genommen, die Musée Suisse Gruppe in
eine öffentlich-rechtliche Stiftung mit eigener Rechtspersönlichkeit umzuwandeln. Das
Parlament hatte diese Botschaft zur Überarbeitung an den Absender zurückgewiesen,
weil es eine umfassende und kohärente Museumspolitik des Bundes vermisste. Der im
September 2007 vorgelegte Entwurf trug dieser Kritik Rechnung. Das Bundesgesetz
über die Museen und Sammlungen des Bundes (Museums- und Sammlungsgesetz, MSG)
verpflichtet die bundeseigenen Institutionen auf gemeinsame Ziele und erteilt ihnen
einen einheitlichen Grundauftrag. Neben der erstmaligen Festlegung einer kohärenten
Zielsetzung enthält die Vorlage wichtige strukturelle Neuerungen. Die bisherige Musée
Suisse Gruppe, bestehend aus dem Landesmuseum Zürich, dem Schloss Prangins (VD)
und sechs weiteren Museen, soll redimensioniert und in einer öffentlich-rechtlichen
Anstalt verselbständigt werden. Die neue Institution, die den Namen Schweizerisches
Nationalmuseum (SNM) tragen soll, wird über drei Museumsstandorte (Zürich, Prangins
und Schwyz) sowie ein Sammlungszentrum in Affoltern am Albis (ZH) verfügen. Das SNM
soll insbesondere die Geschichte der Schweiz und ihrer Beziehungen zum Ausland
vermitteln, sich mit der Identität des Landes auseinandersetzen und seine
Kompetenzen anderen Museen zur Verfügung stellen. Im Weiteren sollen die
Führungsstruktur des SNM sowie seine Steuerung und Beaufsichtigung durch den Bund
modernisiert und an die Corporate-Governance-Grundsätze des Bundes angepasst
werden. Der Direktor des Landesmuseums begrüsste den Entwurf des Bundesrates. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2007
MARIANNE BENTELI

Der Bund unterstützt die Stiftung Bibliomedia seit 1921. Ihr Auftrag ist die Sicherstellung
und die Verbesserung des Zugangs zu Büchern und Medien in der gesamten Schweiz.
2003 wurde der Stiftung für die Jahre 2003-2007 ein Zahlungsrahmen von 8 Mio Fr.
bewilligt, der Ende 2005 allerdings auf 7 Mio Fr. herabgesetzt wurde. Für die Periode
2008-2011 beantragte der Bundesrat noch 6 Mio Fr. Im Nationalrat machte die
Sprecherin der Kommissionsmehrheit geltend, das würde gegenüber dem Beschluss
von 2003 eine Kürzung um 25% bedeuten, was für eine kleine Institution stark ins
Gewicht falle. Auf ihren Antrag wurde mit 86 zu 66 Stimmen der Zahlungsrahmen
wieder auf 8 Mio Fr. angehoben. Die Gegenstimmen kamen vor allem aus der SVP und
vereinzelt aus der CVP. In der Gesamtabstimmung passierten der Bundesbeschluss und
der Leistungsvertrag im Nationalrat mit 127 zu 39 Stimmen, im Ständerat einstimmig. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat schlug vor, die befristete Rechtsgrundlage für Finanzhilfen des Bundes
an das Verkehrshaus der Schweiz in Luzern bis 2011 zu verlängern und dafür einen
Zahlungsrahmen von 5,32 Mio Fr. zu sprechen. Mit dem Inkrafttreten des
Kulturförderungsgesetzes, welches unter anderem die Subventionierung von Museen
und Sammlungen Dritter, die dem Erhalt des kulturellen Erbes dienen, durch den Bund
regelt, wird diese provisorische Rechtsgrundlage aufgehoben werden können. Der
Ständerat, der diese Anträge als Erster behandelte, stimmte ihnen oppositionslos zu. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.12.2007
MARIANNE BENTELI
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2007 hatte der Bundesrat dem Parlament einen neuen Vorschlag für ein Bundesgesetz
über die Museen und Sammlungen des Bundes zugestellt, nachdem ein erster Entwurf
vom Parlament zurückgewiesen worden war, weil eine eigentliche Strategie vermisst
wurde. Das neue Gesetz verpflichtet einerseits sämtliche Museen und Sammlungen des
Bundes auf gemeinsame Ziele und erteilt ihnen andererseits einen verbindlichen
Grundauftrag. Zudem bildet es die Rechtsgrundlage für ein Schweizerisches
Nationalmuseum. Der Ständerat trat ohne Gegenstimme auf die neue Vorlage ein.
Allgemein begrüsst wurde die mit diesem Entwurf angestrebte einheitliche
Organisation. Der Antrag einer Minderheit Maissen (cvp, GR), wonach der Bund sich
auch an öffentlichen oder privaten Einrichtungen von landesweitem Interesse
beteiligen kann, wurde mit 25 zu 11 Stimmen verworfen, ebenso mit 13 zu 13 Stimmen
und Stichentscheid des Präsidenten ein Antrag Luginbühl (svp, BE), der verlangte, dass
die verschiedenen Landesteile im Museumsrat ausgewogen vertreten sein müssen. In
der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat die Vorlage einstimmig an. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.03.2008
MARIANNE BENTELI

Im Vorjahr hatte die kleine Kammer oppositionslos der Verlängerung der befristeten
Rechtsgrundlage für Finanzhilfen des Bundes an das Verkehrshaus der Schweiz in
Luzern bis 2011 zugestimmt und dafür einen Zahlungsrahmen von 5,32 Mio Fr.
gesprochen. Mit dem Inkrafttreten des Kulturförderungsgesetzes, welches unter
anderem die Subventionierung von Museen und Sammlungen Dritter, die dem Erhalt
des kulturellen Erbes dienen, durch den Bund regelt, wird dieses Bundesgesetz
aufgehoben werden können. Der Nationalrat stimmte inhaltlich vollumfänglich zu. Da
die alte Gesetzesgrundlage aber Ende 2007 ausgelaufen war, konnte er diese nicht wie
der Ständerat bloss verlängern, sondern musste sie neu beschliessen. Er fand dabei die
Unterstützung der kleinen Kammer, und das Geschäft konnte definitiv verabschiedet
werden. 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2008
MARIANNE BENTELI

Mit der zivilen Baubotschaft hiessen National- und Ständerat im Berichtsjahr einen
Verpflichtungskredit für die Erweiterung des Schweizerischen Landesmuseums in
Zürich und der Cinémathèque Suisse in Penthaz (VD) gut. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.2008
MARIANNE BENTELI

Im Frühjahr ging die Vorlage für ein Bundesgesetz über die Museen und Sammlungen
des Bundes (MSG) zur Detailberatung an den Zweitrat. Das MSG verpflichtet sämtliche
Museen und Sammlungen zu gemeinsamen Zielen und erteilt ihnen einen einheitlichen
Grundauftrag. Es bildet zudem die Rechtsgrundlage für ein Schweizerisches
Nationalmuseum (SNM). Wie im Vorjahr der Ständerat trat auch der Nationalrat ohne
Gegenstimme auf das Geschäft ein und begrüsste den Entwurf als ausgewogen. Der
Nationalrat folgte in mehreren Punkten diskussionslos seiner Kommission und schuf
dabei vier Differenzen zum Ständerat. Eine erste entstand, indem er die Aufgabe der
Museen und Sammlungen neben dem materiellen auf die Pflege des immateriellen
Gedächtnisgutes ausdehnte, so wie es ebenfalls in den vorjährig ratifizierten UNESCO-
Konventionen festgehalten ist. Zwei weitere Differenzen betrafen die Finanzierung der
Museen und Sammlungen. Für das SNM wollte der Nationalrat einen mehrjährigen
Zahlungsrahmen vorsehen und zur zweckgebundenen Finanzierung von anderen
Museen und Sammlungen plante er die Einrichtung eines Museumsfonds. Die vierte
Differenz schuf der Nationalrat mit einer Ergänzung zum Artikel über den Museumsrat.
Dieser soll eine angemessene Vertretung der Sprachregionen gewährleisten. Der
Ständerat gab bei allen Differenzen diskussionslos nach. Das Geschäft wurde in der
Schlussabstimmung im Ständerat ohne Gegenstimme und im Nationalrat mit einer
einzigen Gegenstimme angenommen. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.06.2009
MARLÈNE GERBER

Der Nationalrat beschloss in der Wintersession in seiner Debatte zum Voranschlag 2011
mit einem deutlichem Mehr von 138 zu 32 Stimmen, im kommenden Jahr erneut einen
Beitrag von 520'000 Franken an den Betrieb des Schweizerischen Alpinen Museums zu
entrichten. Eine Kommissionsminderheit Loepfe (cvp, AI) hatte analog dem Bundesrat
die Kürzung des Beitrages auf 231'000 Franken verlangt, was den für 2008 und 2009
gesprochenen Beiträgen entsprochen hätte. Dies hätte laut der Mehrheit den Erhalt des
Museums jedoch gefährdet. Mit einer knappen Mehrheit von 18 zu 14 Stimmen sprach
sich auch der Ständerat für den Antrag des Nationalrates aus. Dass das Geschäft bereits
zum dritten Mal in der Budgetdebatte beraten wurde, machte jedoch deutlich, dass
eine vom Bund getätigte finanzielle Unterstützung von Drittmuseen umstritten ist. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2010
MARLÈNE GERBER
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